
 

  

Thomas Riesenecker-Caba 
Franz Astleithner 
 
Mit einem Beitrag von Martina Chlestil 

Verarbeitung personen-
bezogener Beschäftigtendaten 
und Grenzen betrieblicher 
Mitbestimmung in einer 
digitalisierten Arbeitswelt 
 

Mai 2021 

 



 

 

 

GEFÖRDERT VON: 

Das Projekt wurde vom Digitalisierungsfonds Arbeit 4.0 der AK Wien unterstützt. 

Der Fonds wurde im Zuge der großen Digitalisierungsoffensive der AK ins Leben 

gerufen und ist Teil des AK Zukunftsprogramms. 

  

Mehr unter www.wien.arbeiterkammer.at/digifonds 



 

3 

INHALT 

 

1 DIE WICHTIGSTEN ERGEBNISSE 5 

2 EINLEITUNG 7 

2.1 Aufbau des Berichts 8 

2.2 COVID-19-Pandemie 8 

3 DIGITALISIERUNG DER ARBEITSWELT – EIN KURZER ÜBERBLICK 9 

4 DAS VERHÄLTNIS VON ARBVG UND DATENSCHUTZRECHT (MARTINA CHLESTIL) 11 

4.1 Mitwirkungsbefugnisse des Betriebsrates nach dem ArbVG 11 

4.1.1 Überwachungsbefugnisse 11 

4.1.2 Informationsrechte 12 

4.1.3 Betriebsvereinbarungstatbestände 14 

4.1.4 Betriebsvereinbarungen nach § 96 ArbVG 15 

4.1.5 Betriebsvereinbarungen nach § 96a ArbVG 18 

4.1.6 Betriebsvereinbarungen nach § 97 ArbVG 20 

4.2 Datenschutzrecht 21 

4.2.1 Die DSGVO bedürfte grundsätzlich keines weiteren innerstaatlichen 

Umsetzungsaktes 21 

4.2.2 Zentrale Begriffe 21 

4.2.3 Anwendungsbereich 22 

4.2.4 Grundsätze der Datenverarbeitung 22 

4.2.5 Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung 23 

4.2.6 Die Betroffenenrechte 23 

4.2.7 Dokumentations- und Nachweispflichten des Verantwortlichen 24 

4.2.8 Der/die Datenschutzbeauftragte 26 

4.2.9 Die Datenschutzbehörde (=Aufsichtsbehörde) 27 

4.2.10 Rechtsbehelfe und Sanktionen 28 

4.2.11 Betriebsrat und Datenschutz 29 

5 METHODISCHES VORGEHEN 30 

5.1 Beschreibung der zugrundeliegenden Fallzahlen in Abbildungen und Tabellen

 31 

6 ERGEBNISSE DER BEFRAGUNG 33 

6.1 Eckdaten, Beschreibung des Samples 33 



DIE WICHTIGSTEN ERGEBNISSE
 

4  

6.1.1 Darstellung von Detailergebnissen 39 

6.2 Mitbestimmung und Datenschutz 40 

6.2.1 Betrieblicher Stellenwert des Datenschutzes 42 

6.2.2 Betrieblicher Stellenwert der Mitbestimmung 43 

6.2.3 Betrieblicher Umgang mit Beschäftigtendaten 46 

6.2.4 Kontrolle am Arbeitsplatz 49 

6.2.5 Bedeutung von Betriebsvereinbarungen 53 

6.2.6 Zusammenfassung nach Subkriterien Betriebsgröße/Betriebsklima und 

ArbeiterInnen/Angestellte 56 

6.3 Rolle der Arbeitergeberin/des Arbeitgebers und Umgang mit DSGVO und 

ArbVG 62 

6.3.1 ArbeitgeberIn als datenschutzrechtliche/r Verantwortliche/r 62 

6.3.2 ArbeitgeberIn und Information nach ArbVG 68 

6.4 Rolle des Betriebsrates 75 

6.4.1 Expertise im Betriebsrat 76 

6.4.2 Rechtliche Befugnisse des Betriebsrates bei der Regelung von IT-Systemen 78 

6.4.3 Unterstützung des Betriebsrates bei der Regelung von IT-Systemen 81 

6.5 Technische Systeme und Betriebsvereinbarungen 84 

6.5.1 Eingesetzte IT-Systeme 88 

6.5.2 Eingesetzte IT-Systeme mit Betriebsvereinbarung 94 

6.5.3 Schwierigkeiten bei der Verhandlung von Betriebsvereinbarungen 99 

6.5.4 Betrieblicher Umgang mit Daten und Systemen 101 

ABBILDUNGSVERZEICHNIS 103 

TABELLENVERZEICHNIS 104 

 

 

 



DIE WICHTIGSTEN ERGEBNISSE 
 

5 

1 DIE WICHTIGSTEN ERGEBNISSE 

Wie sich die Verarbeitung personenbezogener Daten von MitarbeiterInnen im letzten Jahrzehnt in 

den Betrieben verändert hat, wurde in einem vom Digitalisierungsfonds Arbeit 4.0 der AK Wien 

geförderten Projekt untersucht. Dazu wurden österreichweit Mitglieder aus Betriebsrat und 

Personalvertretung mittels einer Onlineerhebung befragt. Eine Befragung gleichen Inhalts wurde 

bereits im Jahr 2009 durchgeführt, was Vergleiche mit einem Abstand von 10 Jahren ermöglichte. 

Im Unterschied zur Befragung im Jahr 2009 hatte sich der rechtliche Stellenwert des 

Datenschutzes insbesondere durch die Neuregelung auf EU-Ebene durch die Datenschutz-

Grundverordnung jedoch umfassend geändert. 

Datenschutz spielt in den Betrieben eine große Rolle. 

Für über 80 % der befragten Mitglieder aus Betriebsrat und Personalvertretung spielt der 

Datenschutz in ihrer täglichen Arbeit eine große Rolle (bei einer ähnlichen Umfrage im Jahr 2009 

waren es nur 35 %). Je größer der Betrieb, desto bedeutender wird dieses Thema. 

Ein Grund dafür ist die Neuregelung des Datenschutzrechts durch die Datenschutz-

Grundverordnung. Seit deren Wirksamkeit mit 25. Mai 2018 hat Datenschutz in über 90 % der 

Unternehmen mehr Bedeutung. 

ArbeitgeberInnen erfüllen Pflichten der DSGVO nur teilweise 

Die DSGVO brachte eine Reihe neuer bzw, erweiterter Dokumentations- und Informationspflichten. 

Diese werden jedoch bei der Verarbeitung von Beschäftigtendaten nur teilweise erfüllt. Nur knapp 

die Hälfte aller ArbeitgeberInnen informiert die Beschäftigten darüber, welche Daten von ihnen 

gespeichert werden bzw veröffentlicht verständliche Informationen zum Datenschutz über das 

Intranet oder allgemein zugängliche Aushänge. 

Die DSGVO führt(e) zu mehr Betriebsvereinbarungen  

Über 60 % der Befragten gab an, dass die DSGVO dazu führt, dass mehr Betriebsvereinbarungen 

verhandelt und abgeschlossen werden, da Betriebsvereinbarungen zum Datenschutz bzw zu 

konkreten IT-Systemen ein gutes Mittel dafür sind, Regeln für die Datenverarbeitung im 

Unternehmen abzubilden und Transparenz gegenüber den betroffenen ArbeitnehmerInnen zu 

erzeugen. 

Geregelt durch Betriebsvereinbarung werden „überschaubare“ Systeme 

Durch Betriebsvereinbarung werden primär „überschaubare“ IT-Systeme wie Videoüberwachung, 

Zeit- oder Zutrittskontrolle und die Nutzung von Telefon und Internet/E-Mail geregelt. Je komplexer 

die Systeme, desto weniger Betriebsvereinbarungen gibt es in den Betrieben zu diesen Systemen. 
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Knapp die Hälfte der Befragten sieht aufgrund der Anzahl von konkreten IT-Systemen und der 

Komplexität Schwierigkeiten in deren Regelung. 

Information der ArbeitgeberInnen an den Betriebsrat wurde mit DSGVO eingeschränkt 

Auch wenn das Datenschutzrecht nicht in die gesetzlich geregelten Mitbestimmungsrechte bzw 

Kontrollbefugnisse des Betriebsrates eingreifen sollte, sind unmittelbare Auswirkungen zu spüren. 

Knapp 30 % der befragten Mitglieder von Betriebsrat und Personalvertretung erhalten seit 

Wirksamkeit der DSGVO weniger MitarbeiterInnendaten, auch wenn dadurch Kontrollbefugnisse 

nach Arbeitsrecht eingeschränkt werden könnten. 

ArbeitgeberInnen kommen den arbeitsrechtlichen Informationspflichten bei der Verarbeitung von 

ArbeitnehmerInnendaten nur unzureichend nach. In nur knapp 20 % der Fälle informiert der/die 

ArbeitgeberIn von selbst. 

Betriebsräte benötigen Schulung und Unterstützung bei der Regelung komplexer IT-Systeme 

Die personenbezogene Datenverarbeitung wird durch den vermehrten Einsatz unterschiedlicher IT-

Systeme für Betriebsrat oder Personalvertretung komplexer. Zur Unterstützung ihrer Arbeit werden 

von Gewerkschaft bzw Arbeiterkammer Beratung zu konkreten Problemen gewünscht sowie 

Betriebsvereinbarungsmuster zu einzelnen IT-Systemen. 

 

Datenschutz und die Regelung konkreter IT-Systeme bleiben weiterhin zentrale Themen der 

innerbetrieblichen Interessenvertretung. 
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2 EINLEITUNG 

Die vorliegenden Ergebnisse einer empirischen Erhebung im Winter 2019/2020 beschreiben aus 

der Sicht von Mitgliedern aus Betriebsrat und Personalvertretung die Bedeutung des 

Datenschutzes bei der Verarbeitung von Beschäftigtendaten und den damit verbundenen 

Mitbestimmungsmöglichkeiten der betrieblichen Interessenvertretung (Betriebsrat, 

Personalvertretung). 

Eine Befragung gleichen Inhalts wurde bereits im Jahr 2009 durchgeführt. Somit können auf Basis 

der vorliegenden Ergebnisse nicht nur Vergleiche mit einem Abstand von 10 Jahren gezogen 

werden, sondern darüber hinaus auch erste Reaktionen auf das seit 2018 geänderte 

Datenschutzrecht erkannt werden. 

Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), wirksam seit 25. Mai 2018, führte nach jahrelangen 

Diskussionen zu einer weitreichenden Neuregelung des europäischen Datenschutzrechts. 

Verbunden damit war eine Vielzahl an betrieblichen Herausforderungen, die zur Erfüllung der 

Pflichten eines Verantwortlichen gehören. Verantwortlich sind laut Definition die juristischen 

Personen (Unternehmen), die über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten entscheiden. Insbesondere die Dokumentation der Datenverarbeitung, 

die gestiegene Bedeutung der Betroffenenrechte („Transparenzgebot“) und die erweiterten 

Kontrollbefugnisse der Datenschutzbehörden, mit der Möglichkeit Strafen auszusprechen, führten 

neben umfassenden Anstrengungen in den Betrieben auch zu großer Verunsicherung.  

Parallel zu den rechtlichen Entwicklungen war und ist die betriebliche IT-Landschaft einer 

permanenten Veränderung unterworfen. „Industrie 4.0“, „Big Data“, „Cloud-Computing“ und 

„Künstliche Intelligenz“ sind nur einige Schlagworte, die für diesen technologischen Wandel 

stehen. Neben Veränderungen auf betrieblicher Ebene haben sich aufgrund der weltweiten 

globalen Vernetzung auch die Bedrohungsszenarien, die dieser technische Wandel mit sich bringt, 

massiv verändert. Die Abwehr von Cyberkriminalität und somit die Bedeutung von IT- und 

Datensicherheit steigen stetig in der betrieblichen Aufmerksamkeit. 

Diese Herausforderungen führen nicht nur für betriebliche Verantwortliche zu einer Vielzahl neuer 

Aufgaben, sondern verändern auch die Arbeit von Betriebsräten (und der Personalvertretung).  

Wie kann dieser technologischen und rechtlichen Veränderung auf dem Feld der Mitbestimmung 

und hier insbesondere bei der Regelung der IT-Systeme, die Beschäftigtendaten verarbeiten, 

begegnet werden?  

Diese Fragen wurden zwischen November 2019 und Jänner 2020 in einer österreichweiten 

0nlineerhebung untersucht und werden in diesem Bericht beschrieben. 

Vielen Dank an dieser Stelle an alle BetriebsrätInnen und PersonalvertreterInnen, die an der 

Befragung teilgenommen haben. 
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2.1 Aufbau des Berichts 

Bevor auf die Ergebnisse der Onlinebefragung näher eingegangen wird, werden in Kapitel 3 und 

Kapitel 4 einerseits der digitale Wandel in der Arbeitswelt kurz dargestellt, andererseits die 

wesentlichen Bestimmungen der Arbeitsverfassung und des Datenschutzrechts beschrieben. Bei 

der Darstellung der rechtlichen Bestimmungen unterstützte dankenswerterweise Martina Chlestil, 

Juristin in der Abteilung Sozialpolitik der Arbeiterkammer Wien.  

Die Ergebnisse der Onlinebefragung werden in Kapitel 6 beschrieben. Zuerst werden die Eckdaten 

zu den in Summe fast 700 Personen aus Betriebsrat und Personalvertretung, die in anonymer Form 

an der Befragung teilgenommen haben, wiedergegeben. Anhand von mehreren im Rahmen der 

Befragung vorgegebenen Aussagen wurde der Stellenwert des Datenschutzes und der 

betrieblichen Mitbestimmung durch den Betriebsrat hinterfragt. Die daraus resultierenden 

Ergebnisse werden in Kapitel 6.2 dargestellt. 

In Folge wurden die betrieblichen Rollen der ArbeitgeberInnen und des Betriebsrates bei Fragen 

des Datenschutzes und der Regelung der IT-Systeme untersucht. Schlussendlich werden die im 

Betrieb eingesetzten IT-Systeme aufgezeigt und die Frage beantwortet, inwieweit diese durch 

Betriebsvereinbarung geregelt sind. 

2.2 COVID-19-Pandemie 

Das Jahr 2020 war seit Mitte März von der COVID-19-Pandemie (Corona-Krise) geprägt. In diesem 

Zusammenhang sind vielfältige betriebliche Maßnahmen und technologische Investitionen zu 

erkennen, die auch auf das Thema Datenschutz und betriebliche Mitbestimmung durch den 

Betriebsrat bei der Ausgestaltung technischer Systeme unmittelbare Auswirkung haben.  

Zu erkennen war dies durch den massiven Ausbau von Videokonferenzsystemen bzw 

Kollaborationsanwendungen (Microsoft Teams, Skype für Business, WebEx, Zoom, … und in der 

großen Anzahl an Beschäftigten, die von zu Hause (Home-Office) arbeitet(e).  

Dies führte und führt zu neuen datenschutzrechtlichen Herausforderungen für die betrieblichen Verant-

wortlichen (zB Datensicherheit im Home-Office) und an die Arbeit der betrieblichen Interessenvertretung. 

Auf diese kann jedoch aufgrund der Tatsache, dass die zugrunde liegende Befragung vor der COVID-

19-Pandemie (Corona-Krise) stattfand, nicht eingegangen werden. 

Die technologische Aufrüstung der Betriebe im Bereich der Kommunikation und Kollaboration hat 

jedoch geringe Auswirkung auf die in dieser Studie dargestellten Ergebnisse. Zwar dürften jetzt 

mehr IT-Lösungen im Bereich Videokonferenzen und Kollaboration zum Einsatz gelangen, die damit 

verbundenen datenschutzrechtlichen Fragen und Herausforderungen haben sich jedoch nicht 

verändert bzw verschärft. Dies betrifft auch die betriebliche Mitbestimmung durch Betriebsrat und 

Personalvertretung. Während der COVID-19-Pandemie wurden wenig Betriebsvereinbarungen 

verhandelt, da andere Fragestellungen an Bedeutung gewannen. 
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3 DIGITALISIERUNG DER ARBEITSWELT – EIN KURZER ÜBERBLICK1 

Täglich arbeiten Beschäftigte mit IT-Systemen und verwenden Geräte oder Maschinen, die sie in 

ihrer Tätigkeit unterstützen, dabei aber auch diese Aktivitäten erfassen und protokollieren. Die 

dabei gewonnenen Daten eignen sich zur Steuerung und Verbesserung betrieblicher Prozesse, 

bergen jedoch auch die Gefahr von Überwachung und Kontrolle. 

Bestimmungen des Datenschutzes und Betriebsvereinbarungen nach dem Arbeitsverfassungs-

recht bieten Möglichkeiten zur Regelung dieser Systeme.  

Der Einsatz vielfältiger IT-Systeme im Betrieb ist für Betriebsrat und Beschäftigte nichts Neues. Seit 

Jahrzehnten verarbeiten Zeiterfassung, Zutritts- und Videokontrolle oder eine 

Betriebsdatenerfassung personenbezogene Daten von MitarbeiterInnen. Auch der Einsatz von Call-

Center Anwendungen oder die Steuerung betrieblicher Abläufe durch Systeme wie SAP gehört in 

größeren Betrieben zum Standard.  

Was sich in den letzten zehn Jahren jedoch grundlegend verändert hat, sind die überbetriebliche 

Vernetzung und die Nutzung des Internets, und dabei „wandern“ vermehrt Daten in die Cloud. Das 

bedeutet, dass die Verarbeitung der Daten nicht mehr lokal im eigenen Betrieb stattfindet (im 

Englischen als „on-premises“ bezeichnet), sondern in eigens dafür gemietete Systemumgebungen 

(„Software/Infrastructure/Platform as a Service“) ausgelagert wird. Diese Systeme werden 

entweder von der Konzernmutter oder von externen Unternehmen (Auftragsverarbeiter) betrieben. 

Beispiele dafür sind SuccessFactors, die HR-Cloud von SAP oder Microsoft 365 (oft als Office 365 

bezeichnet). 

Parallel zu dieser Auslagerung von Daten und Diensten steigt der Einsatz smarter Geräte. Das 

Smartphone als unser ständiger Begleiter ist dafür das anschaulichste Beispiel. Nicht nur im 

Berufsalltag, sondern auch im privaten Bereich dominieren soziale Netzwerke und Apps unser 

Leben und fördern Vernetzung und Kommunikation. 

Für Beschäftigte nicht nachvollziehbar erheben immer mehr Komponenten, wie zB Sensoren an 

Produktionsmaschinen oder in Fahrzeugen (oft als „Internet der Dinge“ bezeichnet), Daten und 

übermitteln diese an leistungsstarke Datenbanken (Big Data). Neue Formen der Datenaufbereitung 

und –analyse ermöglichen somit vielfältige Einsichten in betriebliche Abläufe und unterstützen 

neue Formen der Arbeitsorganisation und Automatisierung.  

In diesem Zusammenhang wird oft von Künstlicher Intelligenz oder Maschinenlernen gesprochen. 

Wie „intelligent“ diese Systeme jedoch wirklich sind, hängt noch immer stark davon ab, welche 

Programme (Algorithmen) die Daten aufbereiten bzw mit welchen Lerndaten diese Systeme 

„gefüttert“ werden. Das Erkennen von Mustern oder Auffälligkeiten in einer großen Anzahl von 

 
1  Dieses Kapitel beruht auf dem Beitrag von Thomas Riesenecker-Caba „Die Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten im Betrieb braucht Kontrolle!“ in AK-aktuell Nr 06 I 2020, siehe auch 
https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/ppnresolver?id=AC12410148_2020_6 (aufgerufen April 2021) 
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Daten erleichtert bereits heute die Arbeit von IT-Abteilungen zur Analyse von 

Datensicherheitsproblemen. Weicht ein Laptop oder Smartphone vom in der Vergangenheit 

aufgezeichneten Systemverhalten ab (erkennbar durch die Analyse von technischen Protokollen), 

indem beispielsweise versucht wird auf geschützte betriebliche Informationen zuzugreifen, schlägt 

das KI-System Alarm und MitarbeiterInnen der IT-Abteilung erhalten zeitnah wertvolle Hinweise. 

Weitere Anwendungsbereiche sind Chatbots, die im KundInnenverkehr automatisiert Fragen 

beantworten, Texte, die von einer Software übersetzt werden, oder Produktionsbetriebe, die 

anhand von Maschinendaten Wartungsarbeiten automatisiert einplanen.  

In immer kürzeren Zeitabständen treten diese technologischen Neuerungen auf und es ist für 

technisch nicht versierte Personen schwer nachzuvollziehen, was in diesen Systemen wirklich 

passiert und welche personenbezogenen Daten verarbeitet werden. 

Die DSGVO definiert personenbezogene Daten (in Art 4 DSGVO) als  

„alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person 

beziehen“.  

Somit sind auch GPS-Daten eines Fahrzeuges, das von einem/r MitarbeiterIn verwendet wird, oder 

Stückzahlen und Stillstandszeiten einer Produktionsmaschine, bei der sich ein/e ArbeiterIn 

anmeldet, personenbezogen, da die Person anhand der Verknüpfung von Daten eindeutig 

identifiziert werden kann. Und somit sind es auch alle Protokolldaten, die Laptops oder 

Smartphones erzeugen, die sich in Besitz eines/r MitarbeiterIn befinden.  

Die Bewertung und Regelung dieser vielfältigen Verarbeitung von Beschäftigtendaten stellt für 

Betriebsräte ein breites Aufgabenfeld dar, das im Rahmen dieser Studie aufgrund der Ergebnisse 

der Onlinebefragung analysiert wurde. 

Die Europäische Union reagierte auf diesen technologischen Wandel und das hohe Potential, Daten 

von BürgerInnen (und somit auch ArbeitnehmerInnen) durch Geräte oder Apps zu verarbeiten, mit 

einer Neuregelung des Datenschutzes. Seit 2018 sorgt die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO, 

englisch GDPR abgekürzt) für viel Diskussionsstoff. Die erste Unruhe hat sich gelegt und in allen 

österreichischen Betrieben finden inzwischen deren Bestimmungen Anwendung. Die DSGVO 

unterstreicht die Bedeutung des Schutzes der Persönlichkeitsrechte der Menschen nicht nur im 

Privatleben, sondern auch im Beschäftigungskontext (siehe Art 88 DSGVO).  

Die Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates nach der Arbeitsverfassung werden 

bei der Verhandlung von Betriebsvereinbarungen zu einzelnen IT-Systemen jedoch durch die 

DSGVO nicht beschnitten (siehe Kapitel 3). Somit bleiben Betriebsvereinbarung auch weiterhin ein 

wichtiges Instrument für mehr Datenschutz im Betrieb. Wie verbreitet diese in den österreichischen 

Betrieben sind, beschreiben die Ergebnisse der Onlinebefragung von VertreterInnen aus 

Betriebsrat und Personalvertretung. 
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4 DAS VERHÄLTNIS VON ARBVG UND DATENSCHUTZRECHT (MARTINA CHLESTIL) 

In den Betrieben kommen zahlreiche Informations- und Kommunikationssysteme zur Anwendung, 

die Beschäftigtendaten verarbeiten. Das Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) stellt dem Betriebsrat 

Regelungen zur Verfügung, die es ihm ermöglichen, die Interessen der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer bei der Verarbeitung ihrer Daten im Betrieb zu wahren2.  

Wie ist nun das Verhältnis von Arbeitsverfassungsrecht und Datenschutzrecht? 

Der OGH hat bereits im Jahr 2014 bestätigt, dass es sich bei den Befugnissen des Betriebsrates 

um Pflichtbefugnisse handelt, die durch das (damals anzuwendende) Datenschutzgesetz 2000 

nicht beschränkt werden (OGH 17.09.2014, 6 ObA 1/14m, DRdA-infas 2015/1, 11 [Chlestil]). Seit 

25. Mai 2018 gilt ein neues Datenschutzrecht: Das ist zum einen die Europäische Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) und zum anderen das Datenschutzgesetz (DSG). Zur Frage des 

Verhältnisses von Arbeitsverfassungsrecht und Datenschutzrecht ist festzuhalten, dass auch das 

„neue“ Datenschutzrecht – wie schon in gleicher Weise das DSG 2000 und das DSG 1978 – 

generell nicht in die Betriebsverfassung eingreifen will (siehe Goricnik/Grünanger in 

Grünanger/Goricnik (Hrsg), Arbeitnehmer-Datenschutz und Mitarbeiterkontrolle², 2018, 46). 

Die Mitwirkungsbefugnisse des Betriebsrates nach dem ArbVG werden durch die DSGVO und das 

DSG nicht beschnitten. Zu beachten ist aber, dass die Datenverarbeitung durch den Betriebsrat 

und dessen Mitglieder ebenfalls datenschutzkonform, insbesondere unter Einhaltung 

entsprechender Datensicherheitsmaßnahmen etc zu erfolgen hat (siehe Goricnik, 

Datenübermittlung an den Betriebsrat, DRdA 2015/33). 

Die Mitwirkungsbefugnisse des Betriebsrates bilden so neben dem individuellen Schutz des 

Arbeitnehmers durch die DSGVO und das DSG eine zusätzliche Beschränkung des/der 

ArbeitgeberIn im Umgang mit Beschäftigtendaten durch kollektive Befugnisse (Auer-Mayer in 

Gahleitner/Mosler, Arbeitsverfassungsrecht III6, 2020, § 91 Rz 15). 

4.1 Mitwirkungsbefugnisse des Betriebsrates nach dem ArbVG 

Nachfolgend sollen die für die Betriebsratsarbeit relevanten Bestimmungen des ArbVG bei 

Verarbeitung personenbezogener Beschäftigtendaten dargestellt werden. 

4.1.1 Überwachungsbefugnisse 

Durch die in § 89 Satz 1 ArbVG enthaltene Generalklausel ist ein umfassendes Überwachungsrecht 

des Betriebsrates bezüglich der Einhaltung aller die ArbeitnehmerInnen berührenden Normen (zB 

arbeits-, steuer- oder sozialversicherungsrechtlichen Inhalts) sichergestellt. Dabei kommt es nicht 

 
2  Siehe dazu auch Chlestil in Haslinger, Krisch, Riesenecker-Caba (Hrsg), Beschäftigtendatenschutz, 2019, S 130 ff. 
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darauf an, ob sich solche Normen aus Gesetz, Verordnung, Kollektivvertrag, Satzung, 

Mindestlohntarif oder Betriebsvereinbarung, Bescheid oder Einzelarbeitsvertrag, oder etwa aus 

schuldrechtlichen Vereinbarungen zwischen Betriebsrat und BetriebsinhaberIn ergeben. 

Neben der umfassenden Umschreibung des Überwachungsrechts des Betriebsrates mittels einer 

Generalklausel werden einzelne Überwachungsbefugnisse durch die beispielsweise Aufzählung  

(§ 89 Z 1 bis 4 ArbVG) ausgeformt. Nach § 89 Z 1 ArbVG hat der Betriebsrat das Recht, in die 

vom/von der ArbeitgeberIn geführten Aufzeichnungen über die Bezüge der ArbeitnehmerInnen und 

die zur Berechnung dieser Bezüge erforderlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen und insbesondere 

auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Das Recht auf Einsichtnahme in die Gehaltsunterlagen wird auch 

auf andere die ArbeitnehmerInnen betreffende Aufzeichnungen ausgedehnt, sofern deren 

Kenntnis für den Betriebsrat zu einer zweckentsprechenden Ausübung seiner betriebs-

verfassungsrechtlichen Befugnisse nötig ist. 

Der Betriebsrat kann diesem gesetzlich normierten Überwachungsrecht wirkungsvoll nur 

nachkommen, wenn er auch die dazu erforderlichen Informationen bekommt, etwa durch 

Einsichtnahme in sämtliche abrechnungsrelevante Unterlagen. Eine inhaltliche Einschränkung 

erhält das Überwachungsrecht des Betriebsrates insofern, als dem Betriebsrat die Informationen 

in einem Ausmaß zur Verfügung zu stellen sind, als sie für die Ausübung seiner (Pflicht)Befugnisse 

notwendig sind (OGH 9 ObA 15/17b, DRdA-infas 2018/2, 36 [Chlestil], OGH 9 ObA 9/19t DRdA-

infas 2019/4, 190 [Chlestil]).   

Hinzuweisen ist auf die strenge Verschwiegenheitsplicht nach § 115 ArbVG, der der Betriebsrat 

und dessen Mitglieder unterliegen. Eine Weitergabe oder Veröffentlichung von Daten einzelner 

ArbeitnehmerInnen ist unzulässig (OGH 17.09.2014, 6 ObA 1/14m, DRdA-infas 2015/1, 11 

[Chlestil]). 

Beispiel: Der Betriebsrat ist aufgrund seines nach § 89 ArbVG eingeräumten Über-

wachungsrechts befugt, die richtige Anrechnung der Vordienstzeiten durch den Arbeitgeber zu 

überprüfen. Die dazu erforderlichen Informationen hat der ArbeitgeberIn durch Einsicht in die 

dazu nötigen Unterlagen zu gewähren. 

4.1.2 Informationsrechte 

Auskunftspflicht des/der ArbeitgeberIn nach § 91 Abs 1 ArbVG  

Gemäß § 91 Abs 1 ArbVG ist der/die BetriebsinhaberIn verpflichtet, dem Betriebsrat auf Anfrage 

über alle Angelegenheiten, welche die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen oder kulturellen 

Interessen der ArbeitnehmerInnen des Betriebes berühren, Auskunft zu erteilen.  

Der Gesetzgeber hat erkannt, wie bedeutend die Information für eine effektive 

Interessenvertretung der Arbeitnehmerschaft ist und hat dem Betriebsrat daher weitgehende 

Informationsrechte im ArbVG eingeräumt. Zweck der Informationsrechte ist es, der Belegschaft zu 
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ermöglichen, auf betriebliche Entwicklungen zu reagieren, diesbezügliche Auswirkungen 

abzuklären und Vorschläge zu erstatten. Insbesondere sollen ArbeitgeberInnen nicht aus 

Überraschungseffekten, Zeitnot, Desorientierung der ArbeitnehmerInnen oder auch „vollendeten 

Tatsachen” Vorteile ziehen können. Die Information muss die Thematik vollständig abhandeln und 

aufschlussreich sein und sie muss für den jeweiligen Zusammenhang rechtzeitig erfolgen. 

Zu beachten ist, dass nach der Judikatur des OGH kein uneingeschränktes, sondern nur ein 

konkretes, ArbeitnehmerInneninteressen betreffendes Auskunftsrecht des Betriebsrates besteht: 

Die Angelegenheit muss geeignet sein, Auswirkungen auf die oa Interessen der ArbeitnehmerInnen 

zu haben, es muss eine ausreichende und aktuelle Beziehung zu den ArbeitnehmerInnen-

interessen gegeben sein. Die Auskunftspflicht des Arbeitgebers des § 91 Abs 1 ArbVG entsteht bei 

entsprechend konkretem Verlangen des Betriebsrates (dies ist am besten nachweislich schriftlich 

zu übermitteln). Die Konkretheit der Anfrage beeinflusst die Informationspflicht des/der 

ArbeitgeberIn: Je mehr die Anfrage spezifiziert ist, desto genauer muss die Information sein (siehe 

dazu OGH 22.10.2010, 9 ObA 135/09g = Jabornegg/Rebhahn, DRdA 1979/285, 287 = Firlei, 

DRdA 1982, 432 ff.).  

Der Betriebsrat kann, wenn der/die ArbeitgeberIn trotz konkreter Nachfrage hiezu keine 

befriedigende Antwort gibt, das Auskunftsrecht mittels Klage gemäß § 50 Abs 2 ASGG beim 

zuständigen Arbeits- und Sozialgericht durchsetzen (OGH 22.10.2010, 9 ObA 135/09g). 

Beispiel: „Qualitätsberichte” oder anonyme MitarbeiterInnenbefragungen kommen in 

Betrieben immer wieder vor. Anhand der mittels dem allgemeinen Auskunftsrecht gewonnenen 

Informationen kann der Betriebsrat überprüfen, ob nicht allenfalls doch eine 

zustimmungspflichtige Maßnahme (etwa eine die Menschenwürde berührende 

Kontrollmaßnahme nach § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG) des/der ArbeitgeberIn vorliegt bzw ob nicht 

doch personenbezogene Daten aufgenommen werden. 

Informationspflicht des/der ArbeitgeberIn nach § 91 Abs 2 ArbVG  

Ein echtes Informationsrecht des Betriebsrates besteht bei der Verarbeitung von 

personenbezogenen Beschäftigtendaten: Gemäß § 91 Abs 2 ArbVG haben ArbeitgeberInnen dem 

Betriebsrat von sich aus Mitteilung zu machen, welche Arten von personenbezogenen 

ArbeitnehmerInnendaten automationsunterstützt aufgezeichnet werden und welche 

Verarbeitungen und Übermittlungen vorgesehen sind. 

„Verarbeiten“ ist in diesem Zusammenhang weit zu verstehen und umfasst dabei das Erheben, das 

Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das 

Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder 

eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das 

Löschen oder die Vernichtung von personenbezogenen Daten (vgl Art 4 Z 2 DSGVO). 
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Die Mitteilungspflicht bezieht sich auf die vorgesehene Verarbeitung sohin auf die in der 

technischen Gestaltung zum Ausdruck kommenden Absichten bzw Möglichkeiten des/der 

ArbeitgeberIn (und nicht nur auf die tatsächlich vorgenommene Verwendung der Daten!) und 

umfasst auch spätere Erweiterungen des eingesetzten Systems (Sacherer, RdW 2005/714, 631). 

Personenbezug liegt vor, wenn Personen unmittelbar namentlich oder etwa per Personalnummer 

bezeichnet werden oder wenn ihre Identität bestimmbar ist (was beispielsweise der Fall ist, wenn 

die erfasste Personengruppe so klein oder eines oder mehrere der erfassten Merkmale so 

unterscheidungskräftig sind, dass ein Rückschluss auf einzelne Personen dennoch möglich ist). 

Personenbezogene Daten können beispielsweise Name, Geburtsdatum, Adresse, 

Sozialversicherungsnummer sein, aber auch Bilddaten, Bewertungen, Standortdaten etc Nach Art 

4 Z 1 DSGVO sind personenbezogene Daten „alle Informationen, die sich auf eine identifizierte 

oder identifizierbare natürliche Person beziehen”. 

Zusätzlich ist dem Betriebsrat auf Verlangen die Überprüfung der Grundlagen für die Verarbeitung 

und Übermittlung von personenbezogenen Daten zu ermöglichen, beispielsweise durch Übergabe 

von Programmdokumentationen oder Systembeschreibungen etc  

Einsicht in konkrete Daten einzelner ArbeitnehmerInnen hat der Betriebsrat, sofern dies nach § 89 

ArbVG oder anderen Rechtsvorschriften erlaubt ist oder der/die betroffene ArbeitnehmerIn 

zustimmt (siehe dazu oben). Die Befugnisse des Betriebsrates sollen durch diese Regelung nicht 

eingeschränkt werden. Der Betriebsrat ist daher berechtigt, gemäß § 89 Z 1 ArbVG in Lohn- und 

Gehaltslisten, Arbeitszeit- und Urlaubsaufzeichnungen der ArbeitnehmerInnen Einsicht zu nehmen. 

Ebenso wird keine Zustimmung einzelner ArbeitnehmerInnen erforderlich sein, soweit die 

Überprüfung der Einhaltung des für den Betrieb geltenden Kollektivvertrages, sonstiger 

Vorschriften oder etwa der im Betrieb abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen eine 

Einsichtnahme (auch) in bestimmte Daten einzelner ArbeitnehmerInnen im Interesse der 

Belegschaft erforderlich macht (vgl Grünanger/Goricnik, Arbeitnehmer-Datenschutz und 

Mitarbeiterkontrolle², 30). Über den Inhalt der Aufzeichnungen ist Verschwiegenheit zu wahren! 

Siehe dazu ausführlich Auer-Mayer, Arbeitsverfassungsrecht III6, § 91 Rz 21 ff. 

Fazit: Der Betriebsrat kann sich nach § 91 Abs 2 ArbVG genaue Kenntnis darüber verschaffen, 

welche Beschäftigtendaten aufgezeichnet werden, zu welchem Zweck deren Aufzeichnung bzw 

Verwendung erfolgen und welche Verknüpfungs-, Auswertungs- oder Verarbeitungs-

möglichkeiten durch den Einsatz der jeweiligen Systeme möglich sind. 

4.1.3 Betriebsvereinbarungstatbestände 

Damit beim Umgang mit personenbezogenen Daten im Betrieb die Interessen der Beschäftigten 

gewahrt werden, hat der Gesetzgeber im ArbVG unterschiedliche Betriebsvereinbarungs-

tatbestände zur Verfügung gestellt.  
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In den §§ 96 und 96a ArbVG ist angeführt, welche Systeme bzw Maßnahmen, die 

personenbezogen Daten von ArbeitnehmerInnen ermitteln und weiterverarbeiten, nur nach 

Abschluss einer Betriebsvereinbarung eingesetzt werden dürfen. Fällt ein System weder unter § 96 

ArbVG noch unter § 96a ArbVG, kann unter Umständen eine Betriebsvereinbarung nach § 97 ArbVG 

abgeschlossen werden.  

Der rechtspolitische Zweck der Regelungen der §§ 96 und 96a ArbVG ist es nicht, Maßnahmen 

des/der ArbeitgeberIn zu blockieren oder gar zu verhindern, sondern der Belegschaft (vertreten 

durch den Betriebsrat) eine starke Verhandlungsposition zu geben: Das Ziel einer 

Betriebsvereinbarung vor Einsatz einer Maßnahme oder vor Inbetriebnahme des Systems liegt in 

der präventiven Kontrolle und Sicherstellung der Wahrung der Rechte der Beschäftigten. Der 

Betriebsrat ist daher vom/von der ArbeitgeberIn rechtzeitig (dh. bereits in der Planungsphase) zu 

informieren und miteinzubeziehen, sodass er die berechtigten ArbeitnehmerInneninteressen noch 

einbringen kann. In der Betriebsvereinbarung sind die näheren Bedingungen festzulegen, unter 

denen der/die ArbeitgeberIn die geplante Maßnahme oder das geplante System einsetzen darf – 

samt Vorkehrungen, um dem Betriebsrat die Kontrolle der Einhaltung zu ermöglichen 

(beispielsweise durch Einsichtnahme in Protokolldaten etc). 

Zu beachten ist, dass unter „Einführung“ von Maßnahmen und Systemen nach den §§ 96 und 96a 

ArbVG nicht nur die erstmalige Installierung, sondern auch die Anwendung, Änderung, Umstellung, 

Anpassung oder Erweiterung bestehender Systeme zu verstehen ist. Dh, selbst wenn sich ein 

System bereits seit geraumer Zeit in Betrieb befindet, ist – bei Vorliegen der Voraussetzungen – 

eine Betriebsvereinbarung dazu abzuschließen. Ebenso müssen ArbeitgeberInnen neu mit dem 

Betriebsrat verhandeln, wenn das System entsprechende verändert werden soll. 

Zudem kommt es beim Einsatz der Kontroll-, Informations- oder Kommunikationssysteme darauf 

an, welche objektive Eignung das konkret zum Einsatz gelangende System hat. Ob ein System 

tatsächlich seine Möglichkeiten vollkommen ausschöpft oder ob nur Teilbereiche genutzt werden 

sollen, ist daher gleichgültig (OGH 27.05.2004, 8 ObA 97/03b). 

Und es kommt dem Betriebsrat die „Pflichtbefugnis” zu, die Einhaltung der jeweils 

abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen auch zu kontrollieren. 

4.1.4 Betriebsvereinbarungen nach § 96 ArbVG 

Bei den Tatbeständen des § 96 ArbVG handelt es sich um Fälle der notwendigen Mitbestimmung 

– dh eine Maßnahme (oder der Einsatz eines Systems) darf ohne Zustimmung des Betriebsrates 

in Form einer Betriebsvereinbarung nicht durchgeführt werden. Die Zustimmung des Betriebsrates 

kann nicht durch die Schlichtungsstelle ersetzt werden. Wird die Betriebsvereinbarung gekündigt, 

erlischt sie ohne Nachwirkung und die Maßnahme ist sofort einzustellen. Werden solche 

Maßnahmen oder Systeme ohne Zustimmung des Betriebsrates betrieben, kann dieser beim 

Arbeits- und Sozialgericht – ggf zwecks schnellerer Durchsetzung unter Erwirkung einer 
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einstweiligen Verfügung – die Unterlassung der Verwendung und Beseitigung der Maßnahmen bzw 

Systeme verlangen. 

Personalfragebögen nach § 96 Abs 1 Z 2 ArbVG 

Nach § 96 Abs 1 Z 2 ArbVG unterliegt die Einführung von Personalfragebögen, sofern in diesen 

nicht bloß die allgemeinen Angaben zur Person und Angaben über die fachlichen Voraussetzungen 

für die beabsichtigte Verwendung des Arbeitnehmers enthalten sind, der Zustimmungspflicht des 

Betriebsrates. Die Zustimmung des Betriebsrates erfolgt wie oben angeführt in Form einer 

Betriebsvereinbarung. Zustimmungsfrei sind daher die sogenannten schlichten Fragebögen, die 

nur allgemeine Angaben zur Person des/der ArbeitnehmerIn und den fachlichen Voraussetzungen 

enthalten (beispielsweise Name, Geburtsdatum Wohnort, Familienstand, Ausbildungen, Zeugnisse, 

Qualifikationen). Liegt ein Personalfragebogen vor, der darüber hinausgeht und wurde keine 

Betriebsvereinbarung abgeschlossen, so ist die Einführung des Personalfragebogens rechtswidrig 

und der Betriebsrat kann auf Unterlassung klagen. 

Der OGH interpretiert den Begriff „Personalfragebogen” allerdings eng. Es können nur solche 

Maßnahmen des/der BetriebsinhaberIn zustimmungspflichtig sein, die geeignet sind, dem/der 

ArbeitgeberIn Informationen über persönliche Umstände oder Meinungen eines/einer einzelnen 

ArbeitnehmerIn zu verschaffen, an deren Geheimhaltung diese/r ein Interesse haben könnte; 

anonymisierte MitarbeiterInnenbefragungen seien auch ohne Zustimmung des Betriebsrates 

zulässig: Entscheidend für die Zustimmungspflicht ist, ob die Aktion so angelegt ist, dass der/die 

ArbeitgeberIn durch sie in den Besitz personenbezogener Daten und Informationen gelangen kann. 

Nicht von Bedeutung ist, ob die Fragebogenaktion von ihm/ihr oder Dritten ausgegangen ist oder 

durchgeführt wird (OGH 15.12.2004, 9 ObA 114/04m).  

Diese Entscheidung ist sehr kritisch zu betrachten! Die Anonymisierung des Fragebogens macht 

diesen noch nicht mitbestimmungsfrei:  Die Aufgabe des Betriebsrates wird es daher sein, sich 

Kenntnis vom Inhalt des Fragebogens zu verschaffen (siehe obige Ausführungen zu § 91 Abs 1 

ArbVG) und unzulässige bzw prekäre Fragen zu eliminieren (vgl Preiss, DRdA 4/2005, 366). Zudem 

ist durch die Kontrolle des Betriebsrates sicherzustellen, dass die Auswertung der erhobenen 

Befragungsergebnisse tatsächlich auf eine Art und Weise erfolgt, dass der/die ArbeitgeberIn keine 

personenbezogenen Informationen erhält bzw die Informationen keine Rückschlüsse auf 

bestimmte ArbeitnehmerInnen ermöglichen und der/die BetriebsinhaberIn keine Einsicht in die 

Originalfragebögen nimmt. All das könnte und sollte Inhalt einer Betriebsvereinbarung sein! Siehe 

dazu auch Felten/Preiss, Arbeitsverfassungsrecht III6, § 96 Rz 29ff. 

Fazit: Auch anonymisierte Fragebögen werden der Zustimmungspflicht des Betriebsrates 

unterliegen, etwa wenn aus den gestellten Fragen Ergebnisse gewonnen werden können, die 

Personen zuordenbar sind (zB durch die Art der Erhebung, bei Bewertung von Vorgesetzten 

usw). Die Belegschaftsvertretung soll durch Ausübung ihrer Überwachungsrechte sicherstellen, 
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dass die Befragung und Auswertung tatsächlich in einer Art und Weise erfolgt, die Anonymität 

gewährleistet. Zudem ist es ihre Aufgabe, Fragen zu eliminieren, die die Persönlichkeitsrechte 

der ArbeitnehmerInnen verletzen. 

Kontrollmaßnahmen und technische Systeme zur Kontrolle nach § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG 

Nach § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG bedarf die Einführung von Kontrollmaßnahmen und technischen 

Systemen zur Kontrolle der ArbeitnehmerInnen der Zustimmung des Betriebsrates in Form einer 

Betriebsvereinbarung, wenn diese Maßnahmen die Menschenwürde berühren.  

Entscheidend für die Zustimmungspflicht nach § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG ist daher, ob die 

Kontrollmaßnahme die Menschenwürde berührt. Der Gesetzgeber will mit der Anknüpfung an die 

Menschenwürde erreichen, dass die freie Entfaltung der Persönlichkeit des/der ArbeitnehmerIn 

keinen übermäßigen Eingriffen ausgesetzt ist. Entscheidend für die Zustimmungspflicht ist daher 

die Intensität der Kontrolle. Dabei sind die Art der Kontrolle (durch Menschen oder durch Technik), 

die zeitliche Dauer (Stichproben oder permanente Kontrolle), der Umfang der Kontrolle 

(Verknüpfung verschiedener Daten) und die dabei erfassten Datenarten (Sensibilität) 

ausschlaggebend (Löschnigg, ASoK 2005, 37). Es ist zu prüfen, ob das eingesetzte (Kontroll)Mittel 

zum angestrebten Zweck in Relation steht oder ob es eine die Persönlichkeitsrechte weniger 

beeinträchtigende Alternative – sog „gelindere Mittel” gibt (OGH 20.12.2006, 9 ObA 109/06d). 

Siehe dazu auch Felten/Preiss, Arbeitsverfassungsrecht III6, § 96 Rz 43 ff. 

Ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen eine sachliche Rechtfertigung des/der 

ArbeitgeberIn für den Einsatz einer Kontrollmaßnahme besteht (z.B Schutz der Sicherheit und 

Gesundheit von Personen, Schutz des Eigentums des/der ArbeitgeberIn), hat der Betriebsrat im 

Rahmen des Abschlusses der Betriebsvereinbarung zu berücksichtigen und auch die nötigen 

Schutzmaßnahmen für die ArbeitnehmerInnen vor unverhältnismäßiger Überwachung vorzusehen 

(Schindler, DRdA-infas 4/2015, 190; OGH 20.3.2015, 9 ObA 23/15w).  

In betriebsratslosen Betrieben dürfen solche Kontrollmaßnahmen nur mit Zustimmung der 

einzelnen ArbeitnehmerInnen durchgeführt werden, die jederzeit widerrufen werden kann, sofern 

keine schriftliche Vereinbarung über ihre Dauer getroffen wurde. 

Maßnahmen, die die Menschenwürde verletzen, sind – selbst mit Zustimmung des Betriebsrates 

bzw des/der ArbeitnehmerIn – unzulässig. Maßnahmen, die die Menschenwürde nicht berühren, 

sind nicht zustimmungspflichtig, wie etwa eine Zutrittskontrolle bei Betreten des Arbeitsortes 

(Stechuhr). Allerdings stellt die Anordnung solcher Kontrollen eine Ordnungsvorschrift dar, über die 

eine Betriebsvereinbarung nach § 97 Abs 1 Z 1 ArbVG abgeschlossen werden kann (aber nicht 

muss, siehe dazu unten). 

Beispiel: Ein elektronisches Telefonkontrollsystem, das die Nummern der angerufenen 

TeilnehmerInnen systematisch und vollständig den jeweiligen Nebenstellen zugeordnet 
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erfasst, der Einsatz von sog „Fingerscannern“ zur Erfassung der Kommens- und Gehenszeiten 

oder etwa Alkoholkontrollen, die ohne konkreten Verdacht generell durchgeführt werden, 

berühren – so urteilte auch der OGH - die Menschenwürde. Sie dürfen nur vorgenommen 

werden, wenn der Betriebsrat in Form einer Betriebsvereinbarung zustimmt (OGH 13.06.2000, 

8 ObA 288/01p; OGH 20.12.2006, 9 ObA 109/06d; OGH 20.03.2015, 9 ObA 23/15w). 

4.1.5 Betriebsvereinbarungen nach § 96a ArbVG 

Personaldatensysteme nach § 96a Abs 1 Z 1 ArbVG 

Gemäß § 96a Abs 1 Z 1 ArbVG ist für die Einführung von Systemen zur automationsunterstützten 

Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung von personenbezogenen Daten der ArbeitnehmerInnen, 

die über die Ermittlung von allgemeinen Angaben zur Person und fachlichen Voraussetzungen 

hinausgehen, der Abschluss einer Betriebsvereinbarung erforderlich. Eine Zustimmung ist nicht 

erforderlich, soweit die tatsächliche oder vorgesehene Verwendung dieser Daten über die Erfüllung 

von Verpflichtungen nicht hinausgeht, die sich aus Gesetz, Normen der kollektiven 

Rechtsgestaltung oder Arbeitsvertrag ergeben. 

Es unterliegen daher einerseits nur solche Systeme der Zustimmungspflicht, die über die Ermittlung 

von allgemeinen Angaben zur Person (beispielsweise Name, Familienstand, Geburtsdatum) und 

fachlichen Voraussetzungen (zB Ausbildungsweg, Schulabschluss, besondere berufliche 

Qualifikationen, die zuletzt ausgeübte Tätigkeit etc) hinausgehen. Dabei ist zu beachten, dass 

zustimmungsfrei nur die Ermittlung dieser so genannten „schlichten ArbeitnehmerInnendaten” ist. 

Werden ArbeitnehmerInnendaten dieser Art in weiterer Folge automationsunterstützt verarbeitet, 

also insbesondere miteinander oder mit anderen Datenbeständen verknüpft oder übermittelt (dh 

an andere EmpfängerInnen weitergegeben oder veröffentlicht), so ist die Zustimmungspflicht 

wieder gegeben.  

Andererseits ist die Zustimmung des Betriebsrates nicht erforderlich, soweit die tatsächliche oder 

vorgesehene Verwendung dieser Daten über die Erfüllung von Verpflichtungen nicht hinausgeht, 

die sich aus Gesetz, Kollektivvertrag, Betriebsvereinbarungen oder Arbeitsvertrag ergeben. Es 

muss daher eine konkrete Verpflichtung des/der ArbeitgeberIn in einer einschlägigen Rechtsquelle 

vorgesehen sein, bestimmte Daten in bestimmter Weise zu verwenden. Als Beispiele dafür wären 

die An- und Abmeldung von ArbeitnehmerInnen bei der Sozialversicherung, die Errechnung der 

gesetzlichen Lohnabzüge, die Führung von Arbeitszeitaufzeichnungen (jedoch ohne Auswertungs-, 

Verknüpfungs- und Gegenüberstellungsfunktionen) oder die Führung von Urlaubsaufzeichnungen 

nach dem Urlaubsgesetz zu nennen. Siehe dazu ausführlich Felten/Preiss, Arbeitsverfassungsrecht 

III6, § 96a Rz 9 ff. 

Für die Frage der „vorgesehenen Verwendung“ ist der Leistungsumfang des konkret eingesetzten 

Programmpakets entscheidend. Die Beurteilung hat daher anhand des gesamten installierten 
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Systems zu erfolgen, dessen Grundlagen dem Betriebsrat offenzulegen sind (OGH 27.05.2004, 

8ObA 97/03b). 

Beispiele: In der Praxis kommen in den allermeisten Fällen Personalinformationssysteme zur 

Anwendung, mit Hilfe derer eine Fülle von Beschäftigtendaten zum Zweck der 

Personalverwaltung und der rascheren und umfassenderen Personaldisposition miteinander 

verbunden und ausgewertet werden können (Personalinformationssysteme). Es wird daher 

davon auszugehen sein, dass Systeme, wie beispielsweise SAP, SAP SuccessFactors, Workday, 

BMD oder SAGE nicht ohne Betriebsvereinbarung betrieben werden dürfen. 

Personalbeurteilungssysteme nach § 96a Abs 1 Z 2 ArbVG 

Nach § 96a Abs 1 Z 2 ArbVG bedürfen Systeme zur Beurteilung von ArbeitnehmerInnen des 

Betriebes dann der Zustimmung des Betriebsrates, wenn mit diesen Daten erhoben werden, die 

nicht durch die betriebliche Verwendung gerechtfertigt sind. Lange Zeit war unklar, was mit dem 

gesetzlichen Begriff „durch die betriebliche Verwendung gerechtfertigt” gemeint ist. Nach 

Auslegung des OGH hat dazu ein Interessenvergleich zwischen dem Persönlichkeitsrecht des/der 

ArbeitnehmerIn einerseits und den konkreten betrieblichen Interessen andererseits stattzufinden. 

Die Abwägung hat aufgrund der konkreten Umstände des Einzelfalles zu erfolgen (OGH 

20.08.2008, 9 ObA 95/08y).  

Genaue Aussagen, wann nun konkret ein Personalbeurteilungssystem zustimmungsfrei ist, können 

nicht getroffen werden. Auf die im Einzelfall freiwillige Teilnahme an den Tests durch die 

ArbeitnehmerInnen kommt es dabei nicht an (OGH 27.02.2018, 9 ObA 94/17i, DRdA-infas 

2018/4, 217 [Chlestil]). Tendenziell wird eher dann von einer Mitbestimmungspflicht auszugehen 

sein, wenn sich die Beurteilung auf künftige (und nicht bereits unmittelbar bevorstehende) 

Verwendungen bezieht, die Beurteilungskriterien schwer messbar sind oder sich schwerwiegende 

Konsequenzen an die Beurteilung knüpfen; maßgeblich ist auch, wie die Informationen ermittelt 

bzw weiterverwendet werden. 

Zweck des Mitwirkungsrechtes des Betriebsrates ist somit vor allem, durch die Einbringung der 

(individuellen und kollektiven) ArbeitnehmerInneninteressen zur Objektivierung des 

Beurteilungssystems und -verfahrens beizutragen. Eine Betriebsvereinbarung soll die Transparenz 

von Beurteilungssystemen für ArbeitnehmerInnen erhöhen und damit Manipulationen 

hintanhalten. 

Neben der Beurteilung der  Zustimmungspflicht des Betriebsrates nach der Z 2 des § 96a Abs 1 

ArbVG  ist auch zu fragen,  ob nicht noch andere Betriebsvereinbarungstatbestände in Frage 

kommen: So können Personalbeurteilungen uU nach § 96 ArbVG (Personalfragebogen, 

Kontrollmaßnahme) absolut zustimmungspflichtig sein, oder aber unter die ersetzbare 

Zustimmung der Z 1 des § 96a Abs 1 ArbVG (Personaldatensystem) fallen, wenn in deren Rahmen 
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automationsunterstützt Daten erhoben bzw weiter verwendet werden. Siehe dazu ausführlich 

Felten/Preiss, Arbeitsverfassungsrecht III6, § 96a Rz 24 ff. 

Beispiele: Werden durch “Führungskraft-Beurteilungsbögen” die berufliche Kompetenz, 

Persönlichkeitskompetenz und Sozialkompetenz des/der ArbeitnehmerIn nicht nur allgemein, 

sondern bereits im Zusammenhang mit der in Aussicht genommenen und unmittelbar 

bevorstehenden Tätigkeit abgefragt, die sowohl an die fachliche als auch an die persönliche 

und soziale Kompetenz besondere Anforderungen stellt, steht sie im überwiegenden Interesse 

des/der ArbeitgeberIn und ist ohne Zustimmung des Betriebsrates gerechtfertigt (OGH 

20.08.2008, 9 ObA 95/08y).  

Anders lautete die Entscheidung des OGH zu einem Persönlichkeitstest: Ein 

Bewertungsverfahren, bei dem ausschließlich „soft skills“ wie Neigungen, Interessen und 

andere Persönlichkeitsmerkmale wie Belastbarkeit, Frustrationstoleranz und 

höchstpersönliche „Werte“, nicht aber „hard skills“, also die Fachkompetenz, abgefragt 

werden, berührt massiv die Persönlichkeit der getesteten Personen und ist nicht durch 

überwiegende berufliche Interessen gerechtfertigt. Der Einsatz eines derartigen 

Bewertungsverfahren bedarf daher der Zustimmung des Betriebsrates (OGH 27.02.2018, 9 

ObA 94/17i). 

4.1.6 Betriebsvereinbarungen nach § 97 ArbVG 

Fällt eine Maßnahme oder ein System weder unter § 96 ArbVG noch unter § 96a ArbVG können uU 

die erzwingbaren Tatbestände des § 97 Abs 1 Z 1 und Z 6 ArbVG herangezogen werden. 

So stellen beispielsweise Kontrollmaßnahmen, die die Menschenwürde nicht berühren (und somit 

nicht unter § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG fallen) und die nicht automationsunterstützt Daten erheben bzw 

mit anderen Datensystemen verbunden sind (und somit nicht unter § 96a Abs 1 Z 1 ArbVG fallen), 

in der Regel allgemeine Ordnungsvorschriften dar. Darüber kann eine erzwingbare 

Betriebsvereinbarung nach § 97 Abs 1 Z 1 ArbVG abgeschlossen werden. Als Beispiele seien etwa 

Arbeitszeitkontrollen durch Stechuhren oder die Regelung eines betrieblichen „Whistleblowing“-

Systems genannt. 

Maßnahmen zur zweckentsprechenden Benützung von Betriebsmitteln können durch eine 

erzwingbare Betriebsvereinbarung nach § 97 Abs 1 Z 6 ArbVG geregelt werden. Unter „Benützung“ 

ist in diesem Zusammenhang sowohl die dienstliche als auch die private Verwendung zu verstehen. 

Beispielsweise fallen darunter Benützungsvorschriften für (Mobil)Telefone oder verschiedene 

Kommunikations-/Informationsdienste (E-Mail, Internetnutzung) am Arbeitsplatz. Diesbezügliche 

Kontrollmaßnahmen, sofern sie die Menschenwürde berühren, sind aber zustimmungspflichtig 

nach § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG; allenfalls kann auch der Tatbestand des § 96a Abs 1 Z 1 ArbVG 

(Personaldatenverarbeitungssystem) in Betracht gezogen werden. 
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Erzwingbar bedeutet, dass der/die ArbeitgeberIn die Maßnahme zwar auch ohne Zustimmung des 

Betriebsrates setzen kann (etwa durch Weisung oder Regelung im Arbeitsvertrag), wenn der 

Betriebsrat in weiterer Folge aber seine Mitwirkungsrechte geltend machen möchte, kann er den 

Abschluss einer Betriebsvereinbarung verlangen. Wenn keine Einigung mit dem/der ArbeitgeberIn 

zustande kommt, kann diese über die Schlichtungsstelle erzwungen werden. 

4.2 Datenschutzrecht 

Die europäische Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ist seit 25. Mai unmittelbar anwendbar 

und hat die Datenschutzrichtlinie DS-RL 95/46/EG aufgehoben. Der genaue Titel lautet: 

Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 

Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung). Damit 

soll europaweit ein einheitliches Datenschutzrecht gelten, das einerseits personenbezogene Daten 

schützen und andererseits den freien Datenverkehr sichern soll.  

4.2.1 Die DSGVO bedürfte grundsätzlich keines weiteren innerstaatlichen Umsetzungsaktes 

Da sie aber zahlreiche „Öffnungsklauseln“ für den nationalen Gesetzgeber enthält, gibt es neben 

der DSGVO weiterhin auch ein Datenschutzgesetz (DSG) in Österreich. Der genaue Titel lautet: 

Bundesgesetz zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 

(Datenschutzgesetz – DSG). 

4.2.2 Zentrale Begriffe 

Das Datenschutzrecht verwendet rechtstechnische Begriffe, die vom normalen Sprachgebrauch 

abweichen. Hier eine kurze Erklärung:  

Personenbezogene Daten: Darunter sind alle Informationen zu verstehen, die sich auf eine 

identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen. (Art 4 Z 1 DSGVO)  

Besondere Kategorien personenbezogener Daten (vormals sensible Daten): Daten, aus denen die 

rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinung, religiöse oder weltanschauliche 

Überzeugung oder Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen sowie Gesundheitsdaten, Daten zum 

Sexualleben oder der sexuellen Orientierung, genetische Daten sowie biometrische Daten. (Art 9 

DSGVO)  

Verarbeitung: Jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vorgang (oder 

Vorgangsreihe) im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten. Dazu zählen etwa das 

Erfassen, Speichern, Verknüpfen, Ausdrucken, Übermitteln etc von Daten. (Art 4 Z 2 DSGVO)  

Dateisystem: Jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach bestimmten 

Kriterien geordnet sind. (Art 4 Z 6 DSGVO)  
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Verantwortlicher: Die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, 

die allein oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten entscheidet. (Art 4 Z 7 DSGVO)  

Auftragsverarbeiter (vormals Dienstleister): Eine natürliche oder juristische Person, Behörde, 

Einrichtung oder andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen 

verarbeitet. (Art 4 Z 8 DSGVO) 

4.2.3 Anwendungsbereich 

Auf welche Datenverarbeitung ist das neue Datenschutzrecht anwendbar:  

Sachlich: Der sachliche Anwendungsbereich erstreckt sich auf die ganz oder teilweise 

automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie auf die nichtautomatisierte 

Verarbeitung personenbezogener Daten, welche in einem Dateisystem gespeichert sind oder 

gespeichert werden.  

Ausgenommen ist die Datenverarbeitung zu ausschließlich persönlichen oder familiären Zwecken, 

ohne Bezug zu einer beruflichen oder wirtschaftlichen Tätigkeit. (Art 2 DSGVO) 

Örtlich: Es gilt das Marktortprinzip, das europäische Datenschutzrecht gilt somit auch für 

außereuropäische Unternehmen: Die DSGVO ist anwendbar, wenn die Verarbeitung von einem 

Verantwortlichen vorgenommen wird, der seine Niederlassung in der EU hat – und das unabhängig 

davon, ob die Verarbeitung von personenbezogenen Daten selbst in der EU stattfindet oder nicht.  

Auch wenn ein Unternehmen keine Niederlassung in der EU hat, ist die DSGVO anwendbar und 

zwar dann, wenn dieses Unternehmen in der EU aufhältigen Personen Waren oder Dienstleistungen 

anbietet oder ihr Verhalten beobachtet und in diesem Zusammenhang deren personenbezogene 

Daten verarbeitet. (Art 3 DSGVO) 

4.2.4 Grundsätze der Datenverarbeitung 

Bei jeder Verarbeitung von personenbezogenen Daten müssen bestimmte Grundsätze eingehalten 

werden. Diese bestanden im Wesentlichen schon nach der alten DS-RL und dem DSG 2000: 

― Die Daten müssen rechtmäßig, nach Treu und Glauben und transparent 

(nachvollziehbar) für den Betroffenen verarbeitet werden (Grundsatz der 

Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz). (Art 5 Abs 1 lit a 

DSGVO) 

― Die Verarbeitung erfolgt für genau festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke 

(Grundsatz der Zweckbindung). (Art 5 Abs 1 lit b DSGVO) 

― Die Verwendung ist auf das für die Zwecke ihrer Verarbeitung notwendige Maß zu 

beschränken (Grundsatz der Datenminimierung). (Art 5 Abs 1 lit c DSGVO) 
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― Die Daten müssen sachlich richtig und wenn nötig auf den neuesten Stand gebracht 

werden (Grundsatz der Richtigkeit). (Art 5 Abs 1 lit d DSGVO) 

― Die Speicherdauer identifizierbarer Personendaten ist auf das unbedingt erforderliche 

Mindestmaß zu begrenzen (Grundsatz der Speicherbegrenzung). (Art 5 Abs 1 lit e 

DSGVO) 

― Die Verarbeitung muss Sicherheit und Vertraulichkeit der personenbezogenen Daten 

gewährleisten, geeignete technische und organisatorische Maßnahmen sind 

vorzusehen (Grundsatz der Integrität und Vertraulichkeit). (Art 5 Abs 1 lit f DSGVO) 

 

Neu ist die sogenannte Rechenschaftspflicht (accountability). Das bedeutet, dass der 

Verantwortliche die Einhaltung der Grundsätze nachweisen muss. (Art 5 Abs 2 DSGVO) 

4.2.5 Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung 

Jede Verarbeitung personenbezogener Daten muss rechtmäßig sein. Das heißt, bei jeder 

Datenverarbeitung muss sich der/die Verantwortliche auf einen Erlaubnistatbestand stützen 

können. Folgende Möglichkeiten bestehen: 

― Eine Datenverarbeitung ist grundsätzlich dann rechtmäßig, wenn die betroffene 

Person nachweislich ihre Zustimmung (Einwilligung) gegeben hat. (Art 6 Abs 1 lit a 

DSGVO) 

― Die Datenverarbeitung ist entweder zur Erfüllung einer vertraglichen Verpflichtung 

gegenüber der betroffenen Person oder zur Erfüllung einer rechtlichen Pflicht 

erforderlich. (Art 6 Abs 1 lit b und lit c DSGVO) 

― Die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im 

öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt. (Art 6 Abs 1 

lit e DSGVO) 

― Die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen 

Person oder anderer natürlicher Personen zu schützen. (Art 6 Abs 1 lit d DSGVO) 

― Die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen 

oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und 

Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten 

erfordern, überwiegen. (Art 6 Abs 1 lit f DSGVO) 

4.2.6 Die Betroffenenrechte  

Die Betroffenenrechte stehen in Korrelation mit den Grundsätzen der DSGVO und führen diese 

näher aus. Durch die DSGVO wurden die Rechte der betroffenen Personen, deren Daten verarbeitet 

werden, gestärkt: 

― Betroffene haben ein Recht auf transparente Information bei Erhebung bzw 

Verwendung ihrer Daten. (Art 12, Art 13 und Art 14 DSGVO) 
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― Die betroffene Person hat das Recht auf eine Bestätigung, ob sie betreffende 

personenbezogene Daten verarbeitet werden (Recht auf Auskunft). Eine Kopie der 

Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, ist vom Verantwortlichen zur Verfügung 

zu stellen. Dies erste Kopie ist kostenfrei. (Art 15 DSGVO) 

― Sind Daten unrichtig oder unvollständig, kann eine unverzügliche Berichtigung oder 

Vervollständigung verlangt werden (Recht auf Berichtigung). (Art 16 DSGVO) 

― Wird die Einwilligung einer betroffenen Person zur Verarbeitung ihrer Daten 

widerrufen, kann die Löschung dieser Daten verlangt werden (Recht auf Löschung). 

Dieses Recht besteht auch, wenn die Daten für die Verarbeitungszwecke nicht (mehr) 

notwendig sind. (Art 17 DSGVO) 

― Verantwortliche haben Betroffene bei der Durchsetzung ihres Löschungsanspruchs 

gegenüber Dritten zu unterstützen (Recht auf Vergessen). (Art 17 Abs 2 und Art 19 

DSGVO) 

― Betroffene können die Herausgabe ihrer Daten zudem in einem Format verlangen, 

das es ihnen ermöglicht, diese Daten bei einem anderen Anbieter weiter zu nutzen 

(Recht auf Datenübertragbarkeit). (Art 20 DSGVO) 

― Ein Widerspruch gegen die Verarbeitung von personenbezogenen Daten kann 

eingelegt werden, wenn kein berechtigtes Interesse des Verantwortlichen zur 

Verarbeitung vorliegt oder Daten ohne öffentlichem Interesse zu Forschungs- oder 

statistischen Zwecken verwendet werden oder Daten zur Direktwerbung verarbeitet 

werden (Recht auf Widerspruch). (Art 21 DSGVO) 

 

Die Rechte der Betroffenen wurden auch gestärkt, indem bereits Hersteller und Verantwortliche zu 

datenschutzfreundlichen Produkten (Prozessen) und Voreinstellungen verpflichtet sind (Privacy by 

Design/Privacy by Default). (Art 25 DSGVO) 

4.2.7 Dokumentations- und Nachweispflichten des Verantwortlichen  

Auf Unternehmensebene brachte das neue Datenschutzrecht mit 25. Mai 2018 erweiterte 

Dokumentations- und Nachweispflichten. Die Meldung an das Datenverarbeitungsregister (DVR) 

ist mit Ablauf des 24. Mai 2018 weggefallen. Die Verantwortlichen müssen selbst die Einhaltung 

der Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten (etwa Rechtmäßigkeit, Zweck-

bindung, Transparenz oder Datenminimierung etc) nachweisen. Der Nachweis wird in der Regel 

durch eine entsprechende Dokumentation (siehe auch Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten) 

erfolgen. (Art 5 Abs 2 DSGVO) 

Eigens gefordert wird auch die Dokumentation der getroffenen technischen und organisatorischen 

Maßnahmen (TOMs), die ein Schutzniveau bieten, das dem mit der beabsichtigten Verarbeitung 

geschaffenen Risiko für die betroffenen Personen angemessen ist. Diese Maßnahmen schließen 



DAS VERHÄLTNIS VON ARBVG UND DATENSCHUTZRECHT (MARTINA CHLESTIL) 
 

25 

auch die Pseudonymisierung und Verschlüsselung personenbezogener Daten ein. (Art 24, Art 25 

DSGVO) 

Im Detail geregelt ist zudem die Führung eines Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten. Dieses 

hat folgende Informationen zu enthalten:  

― Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

― Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten (sofern bestellt) 

― Zweck(e) der Verarbeitung 

― Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien 

personenbezogener Daten 

― die Kategorien von Empfängern 

― gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten in ein Drittland oder 

an eine internationale Organisation 

― wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung der verschiedenen 

Datenkategorien 

― wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen 

Datensicherheitsmaßnahmen 

 

Die Verpflichtung zur Führung eines Verarbeitungsverzeichnisses trifft alle Unternehmen und 

Einrichtungen, die 250 und mehr MitarbeiterInnen beschäftigen. Unternehmen und Einrichtungen, 

die weniger als 250 MitarbeiterInnen beschäftigen, müssen ebenfalls ein Verarbeitungsverzeichnis 

führen, wenn die von ihnen vorgenommene Verarbeitung ein Risiko für die Rechte und Freiheiten 

der betroffenen Personen birgt oder die Verarbeitung nicht nur gelegentlich erfolgt oder besondere 

Kategorien von Daten verarbeitet werden. Das heißt, diese Ausnahme wird in der Praxis nur in 

wenigen Fällen zutreffen.  

Das Verzeichnis ist schriftlich zu führen (allenfalls in einem elektronischen Format) und ist auf 

Anfrage der Datenschutzbehörde zur Verfügung zu stellen. (Art 30 DSGVO) 

Hat eine Datenverarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten 

natürlicher Personen zur Folge, so hat der Verantwortliche vorab eine Datenschutz-

Folgenabschätzung durchzuführen. Diese ist insbesondere erforderlich, wenn  

― eine systematische und umfassende Bewertung persönlicher Aspekte natürlicher 

Personen erfolgt und diese als Grundlage für automatisierte Entscheidungen dient, 

die natürliche Personen in erheblicher Weise benachteiligen können (zB Profiling, 

Bonitätsentscheidungen), 

― eine umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von Daten (ehemals sensibler 

Daten) erfolgt oder  

― eine systematische, umfangreiche Überwachung öffentlich zugänglicher Bereiche 

erfolgt. 
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Die Datenschutzbehörde hat eine Liste von Verarbeitungen3  erstellt, für die jedenfalls eine 

Datenschutz-Folgenabschätzung durchzuführen ist („schwarze“ Liste) und sie hat zudem eine Liste 

von Verarbeitungen erstellt, für die keine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich ist („weiße“ 

Liste). Die Verordnungen dazu können auf der Homepage4 der Datenschutzbehörde abgerufen 

werden. (Art 35 DSGVO) 

Bei hohem Risiko besteht eine Pflicht zur Vorabkonsultation der Datenschutzbehörde. (Art 36 

DSGVO) 

Verantwortliche müssen daher jederzeit in der Lage sein, die Einhaltung der Vorgaben für die 

Datenverarbeitungen sowohl in rechtlicher wie in technischer und organisatorischer Sicht 

nachweisen zu können. Eine fehlende Dokumentation kann zu empfindlichen Bußgeldern 

führen. 

4.2.8 Der/die Datenschutzbeauftragte 

Die Benennung von Datenschutzbeauftragten ist nun verpflichtend vorgesehen, und zwar bei allen 

öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen, bei denen besonders risikoreiche Datenverarbeitungen 

erfolgen. Das ist der Fall, wenn 

― deren Kerntätigkeit eine umfangreiche regelmäßige und systematische Beobachtung 

der betroffenen Personen erforderlich macht oder 

― wenn deren Kerntätigkeit die Verarbeitung besonderer Kategorien von Daten betrifft. 

 

Die Mitgliedstaaten haben zudem die Möglichkeit, eine weitergehende Bestellpflicht einzuführen. 

Davon wurde im DSG kein Gebrauch gemacht. Den Unternehmen ist es allerdings unbenommen, 

freiwillig einen Datenschutzbeauftragten zu benennen. 

Der Datenschutzbeauftrage benötigt eine entsprechende Qualifikation und Fachwissen, er ist in 

seiner Funktion weisungsfrei, darf wegen seiner Tätigkeit nicht abberufen oder benachteiligt 

werden und unterliegt einer Verschwiegenheitspflicht. (Art 37, Art 38 DSGVO) 

Die für die betriebliche Ebene wichtigsten Aufgaben des Datenschutzbeauftragten bestehen darin:  

― die Betroffenen zu unterrichten und ihnen Auskunft zu erteilen  

― das Einhalten des Datenschutzrechts zu überwachen (zB die Abhaltung von 

Schulungen für MitarbeiterInnen) 

― die Verantwortlichen (die Unternehmensführung) zu unterstützen  

― der höchsten Managementebene zu berichten 

― mit der Behörde zusammenzuarbeiten, insbesondere in Zusammenhang mit iZm der 

Datenschutz-Folgenabschätzung (Art 39 DSGVO) 

 
3  https://www.dsb.gv.at/recht-entscheidungen/verordnungen-in-oesterreich.html (aufgerufen April 2021) 
4  https://www.dsb.gv.at/recht-entscheidungen/verordnungen-in-oesterreich (aufgerufen April 2021) 
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4.2.9 Die Datenschutzbehörde (=Aufsichtsbehörde) 

Die Datenschutzbehörde sorgt für die Einhaltung des Datenschutzes in Österreich. Sie ist in 

Erfüllung ihrer Aufgaben und bei der Ausübung ihrer Befugnisse völlig unabhängig und daher 

weisungsfrei und zur Verschwiegenheit verpflichtet.  

Die Datenschutzbehörde hat eine Vielzahl an Aufgaben, wesentliche davon sind: 

― Überwachung und Durchsetzung der DSGVO 

― Sensibilisierung und Aufklärung der Öffentlichkeit5, Sensibilisierung der 

Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter 

― Beratung des Parlaments, der Regierung und Gremien 

― Befassung mit Beschwerden einer betroffenen Person oder einer sie vertretenden 

Stelle oder Organisation 

― Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsbehörden  

― Untersuchungen über die Anwendung dieser Verordnung durchführen, Entwicklungen 

verfolgen 

― Festlegung von Standardvertragsklauseln, Liste der Verarbeitungen erstellen, für die 

eine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich ist, Ausarbeitung von 

Verhaltensregeln fördern, Aufgaben im Zusammenhang mit 

Zertifizierungsmechanismen usw (Art 51 ff, Art 57 DSGVO, § 21 DSG) 

 

Um die Aufgaben erfüllen zu können, werden der Datenschutzbehörde umfangreiche Befugnisse 

eingeräumt. Diese umfassen Untersuchungsbefugnisse, wie etwa Einschau in Daten-

verarbeitungen und Unterlagen, bei der der Verantwortliche bzw Auftragsverarbeiter zur Mitwirkung 

und Unterstützung verpflichtet ist und sogenannte Abhilfebefugnisse. Damit kann die Behörde 

rechtwidriges Verhalten beenden. Sie kann Warnungen oder Verwarnungen aussprechen, 

Anweisungen erteilen, rechtswidrige Verarbeitungsvorgänge zu unterlassen oder sogar 

Verarbeitungen beschränken oder verbieten. Dazu kommen Genehmigungsbefugnisse und 

Beratungsbefugnisse. (Art 55, Art 58 DSGVO, § 22 DSG) 

Bei grenzüberschreitenden Fällen steht den Unternehmen die Datenschutzbehörde an ihrem 

Hauptsitz als Ansprechpartner zur Verfügung. Betroffene Personen können sich bei Beschwerden 

an die Datenschutzbehörde ihres Wohnsitzstaates wenden, die den Sachverhalt (wenn er 

grenzüberschreitend ist) mit den übrigen betroffenen Datenschutzbehörden unter Federführung 

der Datenschutzbehörde am Hauptsitz des Unternehmens klärt. (Art 56, Art 60 ff DSGVO) 

 
5  https://www.dsb.gv.at/download-links/newsletter.html (aufgerufen April 2021) 
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4.2.10 Rechtsbehelfe und Sanktionen 

Bei Verletzungen des Datenschutzrechts hat eine betroffene Person Anspruch auf Unterlassung 

und Beseitigung des rechtswidrigen Zustands:  

― dazu kann jede betroffene Person eine Beschwerde bei der Datenschutzbehörde 

einbringen 

― gegen Bescheide der Datenschutzbehörde und gegen Untätigkeit der 

Datenschutzbehörde kann eine Bescheidbeschwerde bzw Säumnisbeschwerde an 

das Bundesverwaltungsgericht (BVwG) gerichtet werden 

― jede betroffene Person kann wahlweise auch einen gerichtlichen Rechtsbehelf 

ergreifen (Art 77 ff DSGVO, §§ 24 ff DSG) 

 

Betroffene können auch Schadenersatzansprüche geltend machen: Es ist der materielle (erlittene) 

und immaterielle Schaden (Entschädigung für die erlittene Kränkung) zu ersetzen; zuständig ist 

das Landesgericht für Zivilrechtssachen, in dessen Sprengel der Kläger seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hat (allenfalls auch am Aufenthaltsort des Beklagten). 

Daneben kommt den Datenschutzbehörden (=Aufsichtsbehörden) auch Strafbefugnis zu: Je nach 

Art des Datenverstoßes können Geldbußen anfallen: 

― von bis zu Euro 10.000.000 oder im Falle eines Unternehmens bis zu 2 % seines 

gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs 

(zB bei einem Verstoß gegen die Bestimmungen über die Führung eines 

Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten, die Bestimmungen zur Datenschutz-

Folgenabschätzung etc) 

― von bis zu Euro 20.000.000 oder im Fall eines Unternehmens bis zu 4 % des 

gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs 

(zB bei einem Verstoß gegen die Grundsätze der Verarbeitung, Rechte der betroffenen 

Personen, Bestimmungen zur Datenübermittlung an Drittstaaten, Nichtbefolgung von 

Anweisungen der Datenschutzbehörde etc) (Art 82 f DSGVO) 

 

Die Höhe der Geldbuße hängt u.a. von der Art, Schwere und Dauer des Datenschutzverstoßes und 

vom Verschulden (Vorsatz, Fahrlässigkeit) ab. 

― In Österreich kann die Datenschutzbehörde daneben für bestimmte Datenverstöße 

eine Verwaltungsstrafe von bis zu Euro 50.000 verhängen (zB für das vorsätzliche 

widerrechtliche Verschaffen eines Zugangs zu einer Datenverarbeitung etc). (§ 62 

DSG) 
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Die Datenschutzbehörde soll bei der Anwendung des Strafenkatalogs die "Verhältnismäßigkeit" 

wahren und so bei erstmaligen Verstößen von ihren Abhilfebefugnissen insbesondere durch 

Verwarnen Gebrauch machen. (§ 11 DSG) 

4.2.11 Betriebsrat und Datenschutz 

Eine Öffnungsklausel in Artikel 88 DSGVO „Datenverarbeitung im Beschäftigungskontext“ 

ermöglicht es den Mitgliedstaaten im Bereich des Beschäftigtendatenschutzes, „spezifischere“ 

Vorschriften durch eigene Rechtsvorschriften vorzusehen. Daneben kommen diesbezüglich auch 

Kollektivvereinbarungen, worunter nach Erwägungsgrund 155 auch Betriebsvereinbarungen zu 

verstehen sind, in Betracht. Derartige Regelungen können für die Verarbeitung personenbezogener 

Beschäftigtendaten im Beschäftigungskontext, insbesondere für Zwecke der Einstellung, der 

Erfüllung des Arbeitsvertrages oder der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses getroffen 

werden. 

Hinzuweisen ist, dass generell die Vorschriften der DSGVO und des DSG (zB die allgemeinen 

Grundsätze der Datenverarbeitung, die Zulässigkeit einer konkreten Datenverwendung, die 

Rechte der betroffenen Personen, weitere datenschutzrechtlichen Verpflichtungen des 

Verantwortlichen, wie Datensicherheitsmaßnahmen, Geheimnisschutz) selbstverständlich 

auch im Arbeitsverhältnis gelten. 

Mitwirkungsbefugnisse nach dem ArbVG sowie § 10 AVRAG: Hervorzuheben sind weiters die 

Regelungen in arbeitsrechtlichen Vorschriften, wie etwa die Mitwirkungsbefugnisse des 

Betriebsrates nach dem ArbVG (§§ 89 ff ArbVG, siehe dazu oben) oder auch § 10 

Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz (AVRAG), der den Einsatz von Kontrollmaßnahmen, die 

die Menschenwürde berühren, in betriebsratslosen Betrieben an die Zustimmung des/der 

ArbeitnehmerIn bindet. 
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5 METHODISCHES VORGEHEN 

Die Datengrundlage des vorliegenden Forschungsberichts ist eine österreichweite Onlinebefragung 

von Mitgliedern des Betriebsrates und der Personalvertretungen. 

Die Onlineerhebung fand zwischen Mitte November 2019 und Ende Jänner 2020 über die 

Plattform lamapoll.de statt. Die Auswahl für diese deutsche Plattform, die FORBA bereits in der 

Vergangenheit mehrmals genutzt hatte, erfolgte auf Grundlage der überzeugenden Umsetzung der 

datenschutz- und datensicherheitsrechtlichen Anforderungen der DSGVO. 

Die inhaltliche Gestaltung des Fragebogens orientierte sich an zwei Hauptausrichtungen: Zum 

einen wurde auf die Neugestaltung des Datenschutzrechts durch die Datenschutz-Grund-

verordnung (DSGVO) eingegangen. Eine der zugrundeliegenden Thesen war, dass der betriebliche 

Datenschutz – vor allem auch aufgrund der vermehrten, auch medialen Aufmerksamkeit für die 

DSGVO – zu einem bedeutenderen betrieblichen Thema geworden ist. Zusätzlich haben sicherlich 

die Sanktionsmöglichkeiten (zB Geldbußen) und die erweiterten Kompetenzen der nationalen 

Datenschutzbehörden (zB innerbetriebliche Prüfung) für gesteigerte Wahrnehmung gesorgt. 

Zum anderen wurde der technologische betriebliche Wandel, heute vermehrt mit dem Begriff 

Digitalisierung bezeichnet, hinterfragt und Betriebsräte zu den in ihren Betrieben eingesetzten 

Informations- und Kommunikationssystemen befragt und danach, welche mitbestimmungs-

relevanten Fragestellungen sich daraus ableiten.  

Eine ähnliche Befragung wurde bereits im Jahr 20096 durchgeführt. Um einen Vergleich mit dieser 

erzielen zu können, wurde bei der Gestaltung der Fragen darauf geachtet, inhaltlich nicht von der 

Fragestellung aus dem Jahr 2009 abzuweichen. Wo immer sich in der Analyse die Möglichkeit zum 

Vergleich bietet, werden die Zahlen der beiden Befragungen (im Abstand von 10 Jahren) in Relation 

gesetzt. 

Der Fragebogen wurde mit einer begleitenden Arbeitsgruppe, bestehend aus VertreterInnen von 

Arbeiterkammer und Gewerkschaft, finalisiert. 

Da die Befragung ausschließlich online stattfand, wurde im November 2019 eine Einladung zur 

Teilnahme mit einem aus Datenschutzgründen nicht personalisierter Link über verschiedene 

Fachgewerkschaften, Länderarbeiterkammern und FORBA ausgesandt. Nach den Weihnachts-

feiertagen wurde Mitte Jänner 2020 mittels einer Erinnerungsmail nochmals auf die Befragung 

hingewiesen. 

 

 
6  https://www.forba.at/wp-content/uploads/files/557-Sozialpolitik_in_Diskussion_12.pdf (aufgerufen April 2021) 
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Abbildung 1: Einstiegseite Online-Befragung  

 

 

In Summe konnten nach Abschluss der Befragung und Prüfung der Antworten 697 Fragebögen für 

die Analyse herangezogen werden. Das Kriterium für die Aufnahme war dabei die vollständige 

Beantwortung aller Fragen. Wurde der Fragebogen nicht bis zum Ende ausgefüllt bzw die 

Beantwortung abgebrochen, flossen die bis dahin getätigten Antworten nicht in die Bewertung ein. 

Einzig die Nichtantwort auf einzelne Fragen (zB aus Sorge, dass dadurch das eigene Unternehmen 

zu erkennen wäre) wurde akzeptiert. 

Die statistischen Auswertungen der Online-Befragung wurden mit dem Programm SPSS 

durchgeführt. 

5.1 Beschreibung der zugrundeliegenden Fallzahlen in Abbildungen und Tabellen 

Es werden in den folgenden Abbildungen und Tabellen jeweils die zugrundeliegenden Fallzahlen 

für die jeweiligen Auswertungen ausgewiesen. Beziehen sich die Werte in einer Abbildung oder 

Tabelle auf mehrere Variablen, wird eine Spannweite innerhalb derer sich die Fallzahl für die 

entsprechenden Ergebnisse befinden, angeben. Dadurch kann die Vertrauenswürdigkeit der 

Ergebnisse eingeschätzt werden, ohne überall die Fallzahlen zu berichten, was die 

Ergebnisdarstellung unübersichtlich machen würde.  
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So gibt es zum Beispiel in Abbildung 4 (siehe Kapitel 6.2.1) 37 von 38 Personen aus der kleinen 

Gruppe aus Betrieben mit 50 oder weniger Beschäftigten, welche die Frage zur Rolle der DSGVO 

beantworteten. Das stellt die untere Grenze der Fallzahl für diese Abbildung dar. Insgesamt haben 

von den 697 Befragten 678 die Frage beantwortet, was somit die obere Grenze der verwendeten 

Fälle in Abbildung 4 ist. 
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6 ERGEBNISSE DER BEFRAGUNG 

6.1 Eckdaten, Beschreibung des Samples 

Insgesamt nahmen 697 Mitglieder aus Betriebsrat und Personalvertretung im Rahmen der 

Onlinebefragung teil. Im Vergleich dazu flossen bei der Befragung im Jahr 2009 die Antworten von 

in Summe 615 Teilnehmenden in die Analyse der Ergebnisse ein, wobei bei der Befragung im Jahr 

2009 jedoch über zwei Drittel der Antworten von Mitgliedern des Betriebsrates aus dem Bereich 

der GPA kam.  

Bei der Befragung 2019/2020 konnte sowohl regional als auch branchenspezifisch (abgeleitet aus 

der gewerkschaftlichen Zugehörigkeit der TeilnehmerInnen) ein besserer Mix als im Jahr 2009 

erzielt werden. 

Dies ist in Tabelle 1 zu erkennen. Gegenüber der Befragung aus dem Jahr 2009 kamen in der 

2019/20er Befragung deutlich mehr Teilnehmende aus dem ArbeiterInnenbereich. 

Tabelle 1: Art des Betriebsrates  

Art des Betriebsrates 2019/2020 2009 Diff 

ArbeiterInnen-Betriebsrat 32% 7% 25% 

Angestellten-Betriebsrat 40% 66% -26% 

gemeinsamer Betriebsrat 24% 18% 6% 

Personalvertretung 4% 9% -5% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=676)  

Dieses Bild zeigt sich auch bei der Frage zur Gewerkschaftszugehörigkeit der Teilnehmenden, 

dargestellt in Tabelle 2. Etwas über 40 % der Befragten gaben an, Mitglied der GPA zu sein (im 

Gegensatz zu 72 % im Jahr 2009), ein Drittel ist Mitglied der PRO-GE (gegenüber 5 % im Jahr 2009). 

Der technologische Wandel der letzten 10 Jahre betraf sowohl Angestellte als auch ArbeiterInnen, 

die Aufmerksamkeit für und die Auseinandersetzung mit Digitalisierung, Datenschutz und 

Mitbestimmung dürften aber im ArbeiterInnenbereich in den letzten 10 Jahren massiv gestiegen 

sein. Einer der Gründe liegt darin, dass Rationalisierungen durch Technologisierung im 

Produktionsbereich schon in den 1990er Jahren in massivem Umfang und damit deutlich vor der 

Befragung im Jahr 2009 stattfanden. Technikeinsatz und Kontrolle stellten somit 2009 für 

ArbeiterInnen-Betriebsräte ein gewohntes Bild dar. Diskussionen rund um Betriebsdaten-

erfassungssysteme und den Begriff „CIM – Computer Integrated Manufacturing“ mit den damit 

verbundenen technologischen Veränderungen im Unternehmen erzielten somit für die meisten 

Beschäftigten und Betriebsräte im ArbeiterInnenbereich schon wieder weniger Aufmerksamkeit. 
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Dem gegenübergestellt war der Dienstleitungsbereich erst in den letzten 20 Jahren massiven 

technologischen Umbrüchen ausgesetzt, was wiederrum die Aufmerksamkeit für das Thema 

Datenschutz bei Angestelltenbetriebsräten erhöhte.  

Doch für beide Interessensvertretungsgruppen waren der digitale Fortschritt der letzten 10 Jahre, 

begünstigt durch das Internet, und damit vermehrt zum Einsatz gelangende Cloudlösungen 

(SuccessFactors, Workday, Microsoft 365, …) sowie die Nutzung mobiler Endgeräte mit großen 

Veränderungen verbunden (Industrie 4.0). 

Tabelle 2: Gewerkschaftszugehörigkeit der Befragten  

Gewerkschaft 2019/2020 2009 Diff 

Gewerkschaft Bau-Holz 2% 1% 1% 

Gewerkschaft der Post- und 
Fernmeldebediensteten 

1% 4% -2% 

Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, 
Journalismus, Papier 

43% 72% -29% 

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 8% 6% 2% 

Gewerkschaft PRO-GE 33% 5% 28% 

Gewerkschaft vida 9% 5% 4% 

Gewerkschaft younion 5% 6% -1% 

Nein/keine 2% 2% 1% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697)  

Untersucht man die Branchenzugehörigkeit der TeilnehmerInnen der Befragung, ergibt sich das in 

Tabelle 3 dargestellte Bild. Es zeigt sich gegenüber der Befragung aus dem Jahr 2009 eine 

deutliche Steigerung bei den Teilnehmenden aus Industrieunternehmen und dem produzierenden 

Gewerbe. In diesen Unternehmen können jedoch sowohl ein Angestellten- als auch ein 

ArbeiterInnenbetriebsrat (bzw ein gemeinsamer Betriebsrat) eingerichtet sein. 
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Tabelle 3: Branchenzugehörigkeit der Befragten 

Branche 2019/2020 2009 Diff 

Industrie und produzierendes Gewerbe 40% 26% 13% 

Groß- und Einzelhandel 4% 7% -3% 

Hotel und Gastgewerbe 2% 1% 0% 

Verkehr, Transport 5% 4% 0% 

Bauwesen 2% 2% 0% 

Banken und Versicherungen 6% 13% -7% 

Gesundheit, Unterricht, soziale Dienste 12% 15% -3% 

Öffentliche Verwaltung (inkl. ausgegliederte 
Betriebe) 

8% 9% -1% 

IT und Telekom 4% 10% -6% 

Energie, Wasser 4% 3% 1% 

Andere Dienstleistungen 5% 5% 0% 

sonstige 10% 5% 5% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=679) 

2009 stammten noch über 40 % der Befragten aus Wien. Aus der vermehrten Teilnahme von 

Mitgliedern eines ArbeiterInnenbetriebsrates resultiert, wie Tabelle 4 verdeutlicht, eine 

ausgewogenere Verteilung der geografischen Lage der Betriebe. Bei beiden Umfragen gaben etwa 

10 % der Teilnehmenden an, Niederlassungen in mehreren Bundesländern zu haben. 

 



ERGEBNISSE DER BEFRAGUNG
 

36  

Tabelle 4: Sitz des Unternehmens nach Bundesland 

Bundesland 2019/2020 2009 Diff 

Wien 27% 41% -14% 

Niederösterreich 14% 9% 5% 

Oberösterreich 22% 18% 4% 

Steiermark 11% 8% 4% 

Kärnten 2% 1% 1% 

Burgenland 1% 0% 1% 

Salzburg 6% 7% -1% 

Tirol 4% 4% -1% 

Vorarlberg 3% 1% 2% 

Niederlassungen in mehreren Bundesländern 10% 12% -1% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=679) 

Knapp 15 % der Befragten kommen aus kleineren Betrieben mit bis zu 100 zu Beschäftigten (bzw, 

ausgelagerten Einheiten), 43 % der Befragten stammen aus Betrieben mit 101 bis 500 

Beschäftigten, 42 % aus Betrieben mit mehr als 500 Beschäftigten. 

Tabelle 5: Betriebsgröße  

Betriebsgröße 2019/2020 2009 Diff 

1 bis 50 Beschäftigte 6% 9% -3% 

51 bis 100 Beschäftigte 8% 11% -3% 

101 bis 500 Beschäftigte 43% 38% 5% 

501 bis 2.000 Beschäftigte 28% 26% 3% 

über 2.000 Beschäftigte 14% 17% -2% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=681) 

Von den Befragten arbeiten 40 % in eigenständigen Betrieben, 60 % kommen aus Betrieben, die 

Teil eines Konzerns sind, wobei von diesen etwas mehr als die Hälfte den Stammsitz in Österreich 

hat. 
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Tabelle 6: Betriebsform  

Betriebsform 2019/2020 2009 

eigenständig 40% 36% 

Teil eines größeren Konzerns mit Stammsitz 
im Inland 

32% 34% 

Teil eines größeren Konzerns mit Stammsitz 
im Ausland 

28% 31% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=678) 

Dass die Befragten sowohl über ein großes Ausmaß an betrieblicher Erfahrung, als auch über 

langjährige Erfahrung in der Betriebsratsarbeit verfügen, zeigen die folgenden Tabellen: 90 % der 

Befragten arbeiten seit mehr als 9 Jahren im jeweiligen Betrieb und über 60 % sind seit mehr als 

9 Jahren im Betriebsrat engagiert. 

Tabelle 7: Dauer der Betriebszugehörigkeit  

Betriebszugehörigkeit 2019/2020 

weniger als ein Jahr 0% 

2 bis 3 Jahre 2% 

4 bis 6 Jahre 4% 

7 bis 9 Jahre 4% 

mehr als 9 Jahre 90% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=679) 

Tabelle 8: Dauer der Zugehörigkeit zum Betriebsrat  

Erfahrung als Betriebsrat 2019/2020 

weniger als ein Jahr 3% 

2 bis 3 Jahre 11% 

4 bis 6 Jahre 13% 

7 bis 9 Jahre 11% 

mehr als 9 Jahre 62% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Knapp zwei Drittel der Befragten nehmen im Betriebsrat die Rolle des/der Vorsitzenden ein, 16% 

sind (darüber hinaus) Mitglied des Zentral-/Konzern- bzw Europäischen Betriebsrates. 
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Tabelle 9: Rolle im Betriebsrat  

Rolle im Betriebsrat 2019/2020 

Vorsitzende/r 63% 

Mitglied 30% 

Ersatzmitglied 2% 

Mitglied ZBR/KBR/EBR 16% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697)  

Ähnlich wie bei der Befragung im Jahr 2009 sind der Großteil der befragten Mitglieder von 

Betriebsrat und Personalvertretung mit über 75 % Männer. 

Tabelle 10: Verteilung nach Geschlecht 

Geschlecht 2019/2020 2009 

männlich 78% 74% 

weiblich 22% 26% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=677)  

Für die Darstellung von Detailergebnissen nach Subgruppen (siehe folgendes Kapitel) wurden noch 

zwei zusätzliche Unterscheidungsmerkmale zur Analyse der Gesamtergebnisse berücksichtigt: zum 

einen das von den Befragten wahrgenommene Betriebsklima (Zusammenarbeit zwischen 

ArbeitgeberIn und Betriebsrat), gezeigt in Abbildung 2, und zum anderen der Grad der Partizipation 

des Betriebsrates, das heißt, in welchem Stadium der Einführung von technischen Systemen der 

Betriebsrat informiert und in die Projektarbeit einbezogen wird.  

Unterschieden wurden dabei der Zeitpunkt der Einbeziehung („bei den ersten Überlegungen“), der 

Grad der Einbeziehung („Betriebsrat ist Teil der Projektgruppe“) und die Form der Information 

(„Information nach Abschluss der Planungen“, „regelmäßige Gespräche“); siehe dazu auch 

Abbildung 29. 
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Abbildung 2: Zusammenarbeit zwischen ArbeitgeberIn und Betriebsrat („Betriebsklima“) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=677) 

 

6.1.1 Darstellung von Detailergebnissen 

In den folgenden Kapiteln werden die Detailergebnisse zu den verschiedenen Fragen dargestellt, 

wobei zusätzlich eine Differenzierung anhand der folgenden Kriterien stattfindet: 

― Betriebsgröße: Siehe Tabelle 5 

― Betriebsklima: Wird die Zusammenarbeit zwischen ArbeitgeberIn und Betriebsrat als 

(überwiegend) kooperativ bzw (überwiegend) konfliktträchtig eingeschätzt? Siehe 

Abbildung 2 

― Einbeziehung des Betriebsrats in betriebliche Veränderungsprozesse und aktive 

Information durch ArbeitgeberIn: Wird der Betriebsrat von der Arbeitgeberin/vom 

Arbeitgeber aktiv einbezogen oder muss er sich um Informationen bemühen oder wird 

er gar nicht einbezogen? Siehe Abbildung 29 

― Durch den Betriebsrat vertretene Beschäftigtengruppe: Handelt es sich um einen 

Angestellten- oder ArbeiterInnenbetriebsrat? Da jedoch knapp ein Viertel der Befragten 

angab, einen gemeinsamen Betriebsrat zu besitzen, wird als Unterscheidungsmerkmal 

nur die Gewerkschaftszugehörigkeit zu GPA bzw PROGE herangezogen. Siehe Tabelle 2 
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6.2 Mitbestimmung und Datenschutz 

Die Onlinebefragung zu Datenschutz und betrieblicher Mitbestimmung startete mit einigen 

allgemeinen Aussagen, die die Teilnehmenden für das eigene Unternehmen nach einer Skala von 

„stimme zu“ bis „stimme nicht zu“ einzuschätzen hatten. Ziel dieser Fragen war, ähnlich wie bei 

der Befragung im Jahr 2009, einen ersten Überblick und somit ein Stimmungsbild über den 

Stellenwert des (mit der DSGVO geänderten) Datenschutzrechts zu erhalten. 

Folgende Aussagen konnten dabei für den eigenen Betrieb bewertet werden 

― Seit der EU Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO/GDPR) hat der Datenschutz mehr 

Bedeutung im Unternehmen. 

― Mein/e ArbeitgeberIn legt Wert darauf, die Arbeit der Beschäftigten durch 

Informationssysteme zu kontrollieren. 

― Mein/e ArbeitgeberIn geht sorgsam mit Beschäftigtendaten um.  

― Es werden in unserem Betrieb nur diejenigen Beschäftigtendaten erhoben, die 

unbedingt notwendig sind.  

― Meiner/m ArbeitgeberIn sind Betriebsvereinbarungen zu Informationssystemen 

wichtig.  

― In den letzten zwei Jahren hat es immer wieder Fälle gegeben, in denen Beschäftigte 

überwacht wurden.  

― Die Beschäftigten machen sich Sorgen, wie ihre Daten verarbeitet werden.  

― Betriebsvereinbarungen zu Informationssystemen sind ein gutes Mittel, Beschäftigte 

vor Überwachung und Kontrolle zu schützen.  

― Die EU Datenschutz-Grundverordnung führte dazu, dass nun mehr 

Betriebsvereinbarungen verhandelt und abgeschlossen werden. 

― Aufgrund der Vielzahl und Komplexität der Informationssysteme im Betrieb ist eine 

Regelung für den Betriebsrat fast unmöglich.  

― Datenschutz spielt in der täglichen Arbeit des Betriebsrates eine große Rolle. 

 

Vier dieser Aussagen fanden dabei bei den Befragten sehr hohe (> 80 %) Zustimmung.  

So attestieren über 85 % der Befragten ihrem/ihrer ArbeitgeberIn einen sorgsamen Umgang mit 

Beschäftigtendaten. 

93 % der Befragten sehen in Betriebsvereinbarungen ein gutes Mittel, Beschäftigte vor 

Überwachung und Kontrolle zu schützen. Diese Hoffnung in betriebliche Vereinbarungen wird 

jedoch mit einem zweiten Ergebnis etwas konterkariert. Knapp die Hälfte der befragten Personen 

sieht sich aufgrund der Vielzahl und Komplexität der eingesetzten Informationssysteme mit deren 

Regelung überfordert.  
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Die seit Mai 2018 in der gesamten EU wirksame Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) hat nicht 

nur in den Medien große Aufmerksamkeit erlangt („Datenschutzgrundverordnung“ war in 

Österreich das Unwort 2018), sondern auch in den Betrieben. Über 90 % der Befragten sehen im 

eigenen Betrieb eine gestiegene Bedeutung des Datenschutzes. Dass der datenschutzkonforme 

Umgang nicht nur KundInnen- und Geschäftsdaten in den Fokus setzt, verdeutlicht ein weiteres 

Resultat der Befragung. Über 60 % der Befragten gaben an, dass die DSGVO nun dazu führt, dass 

mehr Betriebsvereinbarungen verhandelt und abgeschlossen werden. Somit liegt es wohl im 

Interesse der ArbeitgeberInnen, die Datenverarbeitung im Beschäftigungskontext (wie es Art 88 der 

DSGVO beschreibt) auch im Hinblick auf die arbeitsrechtlichen Anforderungen (insbesondere §§ 

96 und 96a ArbVG) zu erfüllen. Aber auch in der täglichen Arbeit von Betriebsräten zeigen sich seit 

Inkrafttreten und Wirksamwerden der DSGVO Veränderungen: Für über 80 % der Befragten 

(gegenüber 35 % im Jahr 2009) spielt der Datenschutz eine große Rolle. 

Dafür gibt es zumindest zwei Gründe: Zum einen gehört es zu den (Pflicht)Kompetenzen des 

Betriebsrates, die Interessen der Beschäftigten wahrzunehmen und letztere vor überschießender 

Kontrolle oder Überwachung zu schützen, zum anderen muss auch der Betriebsrat als 

eigenständiger Datenverarbeiter seine Verarbeitungstätigkeiten datenschutzkonform durchführen. 

Die folgende Abbildung 3 zeigt die zustimmenden Antworten zu diesen allgemeinen Einstiegsfragen. 
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Abbildung 3: Einschätzungen zum betrieblichen Datenschutz (Übersicht)7 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=610 bis 678) 

Wesentliche Detailergebnisse werden in Folge anhand einzelner Subkriterien näher untersucht. 

6.2.1 Betrieblicher Stellenwert des Datenschutzes 

Über 90 % der Befragten gaben an, dass seit Wirksamkeit der EU Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO) der Datenschutz im eigenen Unternehmen mehr Bedeutung erlangt hat. Nach 

Jahrzehnten des Schattendaseins, und wohl verstärkt durch drohende Sanktionen oder 

Geldbußen, erlebt der Datenschutz (und damit verbunden die IT-Sicherheit) schlussendlich die 

Aufmerksamkeit, die ihm aufgrund des digitalen Wandels, der IT-Aufrüstung vieler Arbeits- und 

Lebensbereiche und der damit verbundenen Gefahren der Cyberkriminalität zugewiesen werden 

muss. 

Die gestiegene Bedeutung des Datenschutzes zeigt sich auch in den Detailanalysen, bei denen 

Einzelergebnisse, wie in 6.1.1 beschrieben, nach Betriebsgröße, Unternehmensklima (kooperativ-

konfliktträchtig) und Einbindung des Betriebsrates untersucht werden. Einzig in Betrieben, in denen 

aus Sicht der Befragten das Unternehmensklima als (sehr) konfliktträchtig eingeschätzt wurde, 

liegen die Ergebnisse bzgl. Bedeutung des Datenschutzes mit knapp 55 % Zustimmung unter den 

anderen Rückmeldungen. Wenig Unterschiede zeigen sich bei Antworten des Betriebsrates der 

Angestellten oder ArbeiterInnen. 

 
7  Mit ** werden diejenigen Aussagen beschrieben, die eine Zustimmungen von > 80 % erzielten 
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Abbildung 4: Bedeutung Datenschutz nach DSGVO 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=37 bis 678) 

 

6.2.2 Betrieblicher Stellenwert der Mitbestimmung  

Inwieweit die gestiegene betriebliche Wahrnehmung des Datenschutzes auch Auswirkungen auf 

die Einbindung und Mitbestimmung durch den Betriebsrat bei der Regelung der in den 

Unternehmen eingesetzten IT-Systeme besitzt (insbesondere im Hinblick auf die betriebliche 

Umsetzung der §§ 96 und 96a ArbVG), zeigt sich an zwei weiteren Ergebnissen. 

Vorausgesetzt werden muss diesen Ergebnissen, dass beim Einsatz von Informationssystemen der 

Abschluss von Betriebsvereinbarungen schon jahrzehntelang durch die Arbeitsverfassung geregelt 

ist (siehe dazu den Beitrag von Martina Chlestil im Kapitel 4). Die relevanten Bestimmungen des 

Arbeitsrechts stammen dabei aus einer Zeit, in der sich der IT-Einsatz in den Betrieben (zu dieser 

Zeit sprach man von EDV = elektronischer Datenverarbeitung) auf Insellösungen beschränkte, 

Kommunikation noch nicht über betriebliche Netzwerke (sondern eigene Telefonleitungen) 

stattfand und nicht jeder Arbeitsplatz IT-unterstützt wurde. 

Um als Betriebsrat Kenntnis über mögliche mitbestimmungspflichtige Informationssysteme zu 

erlangen, muss nach § 91 ArbVG der Betriebsinhaber diesem  

„Mitteilung machen, welche Arten von personenbezogenen Arbeitnehmerdaten er 

automationsunterstützt aufzeichnet und welche Verarbeitungen und Übermittlungen er 

vorsieht“. 
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Auf Grundlage dieser Information, sollte dann von den betrieblichen Parteien in einem nächsten 

Schritt geprüft werden, ob diese Systeme durch Betriebsvereinbarung nach §§ 96, 96a oder 97 

ArbVG zu regeln sind. Inwieweit diese Anforderungen der Arbeitsverfassung von ArbeitgeberInnen 

im betrieblichen Alltag Beachtung finden, wird auf Basis der Rückmeldung der Betriebsräte und 

Personalvertretungen (soweit bei diesen die Arbeitsverfassung gilt) in Kapitel 6.3.2 näher 

beschrieben. 

Betriebsvereinbarungspflichtig sind IT-Systeme, die in den §§ 96 und 96a ArbVG beschrieben 

werden. 

§ 96 ArbVG führt aus, dass folgende Maßnahmen des Betriebsinhabers zu ihrer Rechtswirksamkeit 

der Zustimmung des Betriebsrates bedürfen: 

„die Einführung von Kontrollmaßnahmen und technischen Systemen zur Kontrolle der 

Arbeitnehmer, sofern diese Maßnahmen (Systeme) die Menschenwürde berühren“ 

§ 96a ArbVG beschreibt, dass folgende Maßnahmen des Betriebsinhabers zu ihrer 

Rechtswirksamkeit der Zustimmung des Betriebsrates bedürfen: 

1. Die Einführung von Systemen zur automationsunterstützten Ermittlung, Verarbeitung 

und Übermittlung von personenbezogenen Daten des Arbeitnehmers, die über die 

Ermittlung von allgemeinen Angaben zur Person und fachlichen Voraussetzungen 

hinausgehen. Eine Zustimmung ist nicht erforderlich, soweit die tatsächliche oder 

vorgesehene Verwendung dieser Daten über die Erfüllung von Verpflichtungen nicht 

hinausgeht, die sich aus Gesetz, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder 

Arbeitsvertrag ergeben; 

2. die Einführung von Systemen zur Beurteilung von Arbeitnehmern des Betriebes, 

sofern mit diesen Daten erhoben werden, die nicht durch die betriebliche 

Verwendung gerechtfertigt sind. 

 

Schlussendlich können noch nach § 97 ArbVG Betriebsvereinbarungen im Sinne des § 29 ArbVG 

in folgenden Angelegenheiten abgeschlossen werden (die folgende Aufzählung beschränkt sich auf 

das Themengebiet Datenschutz): 

1. Allgemeine Ordnungsvorschriften, die das Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb 

regeln; … 

6. Maßnahmen zur zweckentsprechenden Benützung von Betriebseinrichtungen und 

Betriebsmitteln; 

 

In der Bedeutung des Datenschutzes und der Mitbestimmung durch den Betriebsrat, zeigten sich 

in der Analyse der Ergebnisse deutliche Änderungen gegenüber der vor 10 Jahren durchgeführten 

Befragung gleichen Inhalts. 
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Über 80 % der Befragten (gegenüber 35 % im Jahr 2009) stimmten zu, dass der Datenschutz in 

der Arbeit des Betriebsrates eine große Rolle spielt. Je größer der Betrieb, desto bedeutender wird 

dieses Thema für die Arbeit der Betriebsräte. Dies liegt wohl auch daran, dass zum einen größere 

Betriebe mehr IT-Systeme betreiben, zum anderen der Aspekt der persönlichen Kontrolle in kleinen 

Unternehmen direkt erfolgt („man kennt sich“). Auch bei dieser Aussage zeigen sich nur 

geringfügige Unterschiede zwischen dem Betriebsrat der Angestellten und ArbeiterInnen. 

Abbildung 5: Rolle des Datenschutzes in der täglichen Betriebsratsarbeit 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=36 bis 671) 

Die gestiegene Bedeutung des Datenschutzes ist auch aus dem betrieblichen Umgang mit 

Beschäftigtendaten abzuleiten. Knapp zwei Drittel der Befragten meldeten zurück, dass die 

Datenschutz-Grundverordnung dazu führt, dass mehr Betriebsvereinbarungen zu IT-Systemen, die 

personenbezogene Beschäftigtendaten verarbeiten, verhandelt und abgeschlossen werden. 

Mitglieder des Angestelltenbetriebsrates sehen im betrieblichen Umgang mit Betriebsverein-

barungen eine etwas höhere Bereitschaft des/der ArbeitgeberIn, Betriebsvereinbarungen zu 

verhandeln. 

Neben der Datenschutzgrundverordnung ist auch die Tatsache zu berücksichtigen, dass insgesamt 

mehr mitbestimmungspflichtige IT-Systeme zum Einsatz kommen und somit in umfassenderer Art 

und Weise Daten der MitarbeiterInnen verarbeitet werden. 
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Abbildung 6: Führte die DSGVO zu mehr Betriebsvereinbarungen? 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=30 bis 636) 

 

6.2.3 Betrieblicher Umgang mit Beschäftigtendaten 

Auch bei einzelnen Aspekten der Datenverarbeitung, insbesondere abgeleitet aus den Grundsätzen 

für die Verarbeitung personenbezogener Daten aus Artikel 5 der Datenschutz-Grundverordnung, 

sind Veränderungen zur den Befragungsergebnissen aus dem Jahr 2009 erkennbar. 

In knapp 90 % der Fälle (+9%P gegenüber 2009) erkennen die Befragten einen sorgsamen Umgang 

mit Beschäftigtendaten. Dem Grundsatz der Datenminimierung folgend, gaben über 70 % (+11%P) 

an, dass sie diese datenschutzrechtliche Anforderung erfüllt sehen. 
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Abbildung 7: Betrieblicher Umgang mit Beschäftigtendaten  

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=649 bis 657) 

Werden die Aussagen bezüglich des „sorgsamen Umgangs mit Beschäftigtendaten“ für die unter 

6.1.1 eingeführten Subgruppen (Betriebsgröße, Betriebsklimas, Einbeziehung des Betriebsrates, 

Angestellte/ArbeiterInnen) analysiert und die zustimmenden Antworten (stimme zu/stimme eher 

zu) den ablehnenden Antworten gegenübergestellt, zeigen sich bezüglich Betriebsgröße oder der 

Unterscheidung Angestellte vs. ArbeiterInnen kaum erkennbare Unterschiede. Besonders deutliche 

Unterschiede im sorgsamen Umgang mit Beschäftigtendaten zeigen sich jedoch anhand des 

Betriebsklimas (kooperativ – konfliktträchtig), aber auch bezogen auf die Form der Einbeziehung 

des Betriebsrates in technologische Veränderungen: Je weniger der Betriebsrat einbezogen wird, 

desto geringer die Zustimmung zu dieser Aussage. 
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Abbildung 8: Betrieblicher Umgang mit Beschäftigtendaten (Detaildarstellung) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=35 bis 657) 

Bei der Beurteilung der Frage, in welchem Umfang Beschäftigtendaten erhoben werden, sind von 

den Verantwortlichen insbesondere die folgenden zwei (datenschutz-)rechtlichen Grundlagen zu 

beachten: Zum einen der datenschutzrechtliche Grundsatz der Datenminimierung, der besagt, 

dass personenbezogene Daten dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die 

Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein müssen (Art 5 Abs 1 c) DSGVO). 

Zum anderen weist § 96a Abs. 1 Z 2 ArbVG darauf hin, dass bei der Beurteilung von 

ArbeitnehmerInnen nur Daten erhoben werden dürfen, die durch die betriebliche Verwendung 

gerechtfertigt sind, ansonsten ist die Art und Weise der Verarbeitung mit dem Betriebsrat zu 

vereinbaren. 

Bei der Analyse der Detailergebnisse zeigt sich, dass die Zustimmung zu dieser Aussage abnimmt, 

je größer der Betrieb ist. Da in größeren Betrieben in der Regel mehr Informationssysteme zum 

Einsatz gelangen und somit auch mehr personenbezogene Daten der Beschäftigten verarbeitet 

werden, überrascht dies wenig. Auch nach den Kriterien „Betriebsklima“ und „Einbeziehung des 

Betriebsrates“ zeigen sich die erwartbaren Unterschiede. Werden das Betriebsklima als (eher) 

konfliktträchtig beschrieben bzw der Betriebsrat wenig in Veränderungsprozesse einbezogen, 

zeigen sich schlechtere Zustimmungswerte. Wenig Unterschiede sind hingegen aufgrund der 

Unterteilung nach Angestellten bzw ArbeiterInnen zu erkennen. 
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Abbildung 9: Prinzip der Datenminimierung (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=34 bis 649) 

 

6.2.4 Kontrolle am Arbeitsplatz 

Beim betrieblichen Einsatz von Informationssystemen und der damit in der Regel verbundenen 

Verarbeitung von personenbezogenen Beschäftigtendaten schwingt die Sorge der MitarbeiterInnen 

mit, dass ihre Arbeit durch diese Systeme (lückenlos) kontrolliert wird und somit die eigenen 

Persönlichkeitsrechte verletzt werden könnten. 

Entscheidungen der Gerichte (insbesondere OGH) aus der Vergangenheit haben immer wieder 

betont, dass Kontrolle an sich noch nicht gegen die Persönlichkeitsrechte der ArbeitnehmerInnen 

verstößt. „Es gehört vielmehr zum Wesen des Arbeitsverhältnisses, dass sich der Arbeitnehmer der 

Kontrolle des Arbeitgebers unterwirft“ (siehe 8 Ob A 288/01p).  

In Bezug auf den Begriff der Persönlichkeitsrechte des Arbeitnehmers darf dies jedoch nicht dahin 

missverstanden werden, „dass nur das Kontrollieren privaten Verhaltens während der Arbeit die 

Menschenwürde betreffen könne. Auch die Kontrolle rein dienstlichen Verhaltens kann 

zustimmungspflichtig sein. Vor allem durch zu große, über das für die Erreichung des 

Kontrollzwecks erforderliche Ausmaß hinausgehende Kontrolldichte bei der Arbeit kann die 

Menschenwürde iSd §96 Abs 1 Z 3 ArbVG tangiert werden.“ (siehe 9 ObA109/06d) 
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Inwiefern von den befragten Mitgliedern des Betriebsrates oder der Personalvertretung Kontrolle 

im eigenen Betrieb wahrgenommen wird, zeigt folgende Abbildung. 

Knapp zwei Drittel der Befragten (und hier zeigen sich nur geringe Unterschiede zur Befragung 

2009), stimmen zu, dass die eingesetzten Informationssysteme zur Kontrolle der Beschäftigten 

verwendet werden. Dies ist an sich noch nicht rechtswidrig, es kommt wie oben angeführt, immer 

auf den Grad der geplanten Kontrolle an. Zur Klärung dieser Frage sind dem Betriebstrat die 

notwendigen Informationen vorzulegen und gegebenenfalls Betriebsvereinbarungen zum Umgang 

mit den erhobenen Daten abzuschließen.  

Auf einer persönlichen, individuellen Ebene, dh in Bezug auf die Frage, inwieweit Beschäftigte sich 

Sorgen um ihre Daten machen, zeigt sich eine Veränderung zur Befragung 2009: Diese Sorge 

nimmt laut Rückmeldung um 10%P ab. Auch über konkrete Fälle, in denen Beschäftigte überwacht 

wurden, wissen die Befragten weniger zu berichten und dies, obwohl deutlich mehr 

Informationssysteme zum Einsatz gelangen. 

 

Abbildung 10: Kontrolle am Arbeitsplatz  

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=610 bis 654) 
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Werden diese drei Aussagen auf Basis der eingeführten Subgruppen (Betriebsgröße, 

Betriebsklima, Einbeziehung des Betriebsrates, Angestellte/ArbeiterInnen) analysiert, zeigen sich 

vor allem Unterschiede nach Betriebsgröße, dh je kleiner der Betrieb, desto weniger Kontrolle wird 

durch Informationssysteme ausgeübt. Dieses wenig überraschende Antwortverhalten hängt wohl 

im Wesentlichen von der Anzahl der eingesetzten Systeme ab. Besonders deutliche Unterschiede 

sind im Hinblick auf das Betriebsklima zu erkennen. 

 

Abbildung 11: Kontrolle am Arbeitsplatz (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=31 bis 654) 

Im Angestelltenbereich ist die Sorge der Beschäftigten im Hinblick auf die Verarbeitung ihrer Daten, 

laut Rückmeldung der Befragten, höher als im ArbeiterInnenbereich. Dies lässt sich daraus 

erklären, dass bei Zweiteren die Kontrolle der eigenen Arbeitsleistung durch technische Systeme 

insbesondere in Produktionsbetrieben seit Jahrzehnten den betrieblichen Alltag darstellt. Ähnlich 

der vorherigen Abbildung sind auch bei der folgenden große Unterschiede in Abhängigkeit des 

Betriebsklimas zu erkennen. 
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Abbildung 12: Datenschutzrechtliche Sorgen der Belegschaft (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=36 bis 651) 

Über konkrete Fälle betrieblicher Überwachung wissen primär Mitglieder des Betriebsrates (und 

der Personalvertretung) aus Betrieben zu berichten, in denen das Betriebsklima als konfliktträchtig 

beschreiben wird. Hier überrascht, dass über 50 % der Fälle von Überwachung berichten könnten. 
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Abbildung 13: Häufigkeit konkreter Überwachungsfälle (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=33 bis 610) 

 

6.2.5 Bedeutung von Betriebsvereinbarungen 

Betriebsvereinbarungen zu Informationssystemen ermöglichen es, einerseits die Daten-

verarbeitung in einem besonderen Verarbeitungskontext abzubilden (durch Dokumentation der 

verarbeiteten Daten, der zulässigen Auswertungen, des Berechtigungskonzeptes bzw der 

Schnittstellen zu anderen Systemen), andererseits (Spiel)Regeln für den Umgang mit diesen 

personenbezogenen Daten festzuschreiben, um somit mehr Transparenz für die betroffenen 

Beschäftigten herzustellen und die Mitwirkungs- und Kontrollrechte des Betriebsrates abzubilden. 

Über 90 % der befragten Mitglieder aus Betriebsrat und Personalvertretung sehen 

Betriebsvereinbarungen als ein gutes Mittel, Beschäftigte vor überschießender Überwachung und 

Kontrolle zu schützen. Auch auf Seite der ArbeitgeberInnen steigt nach Ansicht der Befragten die 

Anerkennung von Betriebsvereinbarungen. Zwei Drittel der ArbeitgeberInnen sind 

Betriebsvereinbarungen zu Informationssystemen wichtig; dies sind fast 15%P mehr als noch vor 

10 Jahren. Hier dürften die Datenschutzgrundverordnung und die Tatsache, dass eine 

Betriebsvereinbarung zu einem konkreten System die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung begründen 

kann, einen zusätzlichen Ausschlag geben. Die Zahl der Betriebsräte, die sich durch die Vielzahl 

und Komplexität der eingesetzten Systeme überfordert sehen, hat sich in den letzten 10 Jahren 

nicht verändert, trotz vermehrter Digitalisierung in den Betrieben. 
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Abbildung 14: Bedeutung von Betriebsvereinbarungen  

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=653 bis 662) 

Die Bedeutung von Betriebsvereinbarungen steigt mit der Größe des Betriebes. Deutlich weniger 

Bedeutung erhalten Betriebsvereinbarungen in Betrieben, deren Unternehmenskultur von den 

Befragten als konfliktträchtig eingeschätzt wird und in Betrieben, in denen Betriebsräte nicht in die 

Einführung von IT-Systemen einbezogen werden. 
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Abbildung 15: Betrieblicher Stellenwert von Betriebsvereinbarungen (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=37 bis 662) 

Über die hohe Bedeutung von Betriebsvereinbarungen sind sich alle Subgruppen einig, unabhängig 

davon, ob Betriebsgröße, Betriebsklima bzw Grad der Einbeziehung des Betriebsrates zugrunde 

gelegt werden oder ob die Antworten aus dem Bereich der Vertretung der Angestellten oder 

ArbeiterInnen stammen. 

Abbildung 16: Funktion von Betriebsvereinbarungen (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=35 bis 666) 
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Betriebsräte und Personalvertretungen sind in ihren Betrieben mit einer Vielzahl an verschiedenen 

Informationssystemen konfrontiert, und diese Zahl steigt stetig. In einem späteren Kapitel 6.5.2 

werden Ergebnisse zu 24 abgefragten Verarbeitungszwecken bzw eingesetzten Systemen 

dargestellt. Auf Grundlage der mannigfaltigen Verarbeitungen, mitunter mittels Cloud- oder 

Konzernlösungen unterstützt, die nicht mehr im eigenen Betrieb erfolgt, kann leicht ein Gefühl der 

Überforderung entstehen. Nichtsdestotrotz antwortete über die Hälfte der Befragten, dass ihnen 

die Reglung ihrer IT-Landschaft möglich erscheint. Einzig in Betrieben mit konfliktträchtigem 

Betriebsklima bzw in denjenigen Fällen, in denen Betriebsrat oder Personalvertretung nicht in 

Veränderungsprozesse einbezogen werden, überwiegt das Gefühl der Überforderung. 

Abbildung 17: Komplexität bei der Regelung (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=34 bis 653) 

 

6.2.6 Zusammenfassung nach Subkriterien Betriebsgröße/Betriebsklima und 

ArbeiterInnen/Angestellte 

In den folgenden 3 Abschnitten werden die zustimmenden Rückmeldungen (Summe von „stimme zu“ 

und „stimme eher zu“) zum ersten Fragenkomplex nochmals für die drei eingeführten Subgruppen 

― Betriebsgröße 

― Betriebsklima 

― ArbeiterInnen/Abgestellte 

 

in tabellarischer Form und als Netzdiagramm zusammenfassend dargestellt.  
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Zusammenfassung der Einschätzung zum betrieblichen Datenschutz nach Betriebsgröße 

Tabelle 11: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 
Betriebsgröße 

Darstellung nach Betriebsgröße 0-50 
Beschäf-

tigte 
[n=38] 

51-100 
Beschäf-

tigte 
[n=55 
bis 57] 

101-500 
Beschäf-

tigte 
[n=289 
bis 294] 

501-
2.000 

Beschäf-
tigte 

[n=191 
bis 194] 

über 
2.000 

Beschäf-
tigte 

[n=97 
bis 98] 

Seit der EU Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO/GDPR) hat der Datenschutz mehr 
Bedeutung im Unternehmen. 

92% 86% 92% 93% 94% 

Datenschutz spielt in der täglichen Arbeit des 
Betriebsrates eine große Rolle. 

53% 76% 79% 87% 92% 

Die EU Datenschutz-Grundverordnung führte 
dazu, dass nun mehr Betriebsvereinbarungen 
verhandelt und abgeschlossen werden. 

30% 52% 60% 68% 78% 

Mein/e ArbeitgeberIn geht sorgsam mit 
Beschäftigtendaten um.  

86% 85% 87% 85% 87% 

Es werden in unserem Betrieb nur diejenigen 
Beschäftigtendaten erhoben, die unbedingt 
notwendig sind.  

77% 70% 70% 69% 66% 

Mein/e ArbeitgeberIn legt Wert darauf, die 
Arbeit der Beschäftigten durch 
Informationssysteme zu kontrollieren. 

42% 63% 60% 64% 71% 

Die Beschäftigten machen sich Sorgen, wie 
ihre Daten verarbeitet werden.  

20% 28% 36% 43% 49% 

In den letzten zwei Jahren hat es immer 
wieder Fälle gegeben, in denen Beschäftigte 
überwacht wurden.  

12% 22% 28% 30% 38% 

Meiner/m ArbeitgeberIn sind 
Betriebsvereinbarungen zu 
Informationssystemen wichtig.  

43% 68% 62% 72% 82% 

Betriebsvereinbarungen zu Informations-
systemen sind ein gutes Mittel, Beschäftigte 
vor Überwachung und Kontrolle zu schützen.  

94% 89% 92% 94% 93% 

Aufgrund der Vielzahl und Komplexität der 
Informationssysteme im Betrieb ist eine 
Regelung für den Betriebsrat fast unmöglich.  

32% 41% 53% 48% 46% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020  
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Abbildung 18: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 
Betriebsgröße (Netzdiagramm) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=38 bis 294) 
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Zusammenfassung der Einschätzung zum betrieblichen Datenschutz nach Betriebsklima 

Tabelle 12: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 
Betriebsklima 

Darstellung nach Betriebsklima/ 
BR-Einbeziehung 

Beziehung 
AG-BR 

koopera-
tiv  

[n= 355 
bis 358] 

Beziehung 
AG-BR 

konflikt-
trächtig 

[63 bis 64] 

BR wird 
einbe-
zogen 

[n=255 
 bis 259] 

BR wird 
nicht 
einbe-
zogen 

[n=373  
bis 417] 

Seit der EU Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO/GDPR) hat der Datenschutz mehr 
Bedeutung im Unternehmen. 

95% 78% 95% 90% 

Datenschutz spielt in der täglichen Arbeit des 
Betriebsrates eine große Rolle. 

82% 86% 85% 79% 

Die EU Datenschutz-Grundverordnung führte 
dazu, dass nun mehr Betriebsvereinbarungen 
verhandelt und abgeschlossen werden. 

65% 53% 70% 59% 

Mein/e ArbeitgeberIn geht sorgsam mit 
Beschäftigtendaten um.  

95% 53% 94% 81% 

Es werden in unserem Betrieb nur diejenigen 
Beschäftigtendaten erhoben, die unbedingt 
notwendig sind.  

86% 44% 82% 64% 

Mein/e ArbeitgeberIn legt Wert darauf, die 
Arbeit der Beschäftigten durch 
Informationssysteme zu kontrollieren. 

52% 81% 56% 66% 

Die Beschäftigten machen sich Sorgen, wie ihre 
Daten verarbeitet werden.  

27% 59% 31% 43% 

In den letzten zwei Jahren hat es immer wieder 
Fälle gegeben, in denen Beschäftigte überwacht 
wurden.  

12% 55% 18% 35% 

Meiner/m ArbeitgeberIn sind 
Betriebsvereinbarungen zu 
Informationssystemen wichtig.  

81% 29% 85% 56% 

Betriebsvereinbarungen zu 
Informationssystemen sind ein gutes Mittel, 
Beschäftigte vor Überwachung und Kontrolle zu 
schützen.  

94% 89% 94% 92% 

Aufgrund der Vielzahl und Komplexität der 
Informationssysteme im Betrieb ist eine 
Regelung für den Betriebsrat fast unmöglich.  

42% 56% 42% 52% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020   
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Abbildung 19: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 
Betriebsklima (Netzdiagramm) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=63 bis 417) 
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Zusammenfassung der Einschätzung zum betrieblichen Datenschutz nach Angestellten/ 

ArbeiterInnen 

Tabelle 13: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 
Angestellten/ArbeiterInnen 

Darstellung nach Angestellten/ArbeiterInnen GPA 
[n=276  
bis 299] 

PROGE 
[n=201 
bis 230] 

Seit der EU Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO/GDPR) hat der Datenschutz mehr 
Bedeutung im Unternehmen. 

94% 89% 

Datenschutz spielt in der täglichen Arbeit des 
Betriebsrates eine große Rolle. 

78% 84% 

Die EU Datenschutz-Grundverordnung führte 
dazu, dass nun mehr Betriebsvereinbarungen 
verhandelt und abgeschlossen werden. 

66% 58% 

Mein/e ArbeitgeberIn geht sorgsam mit 
Beschäftigtendaten um.  

89% 85% 

Es werden in unserem Betrieb nur diejenigen 
Beschäftigtendaten erhoben, die unbedingt 
notwendig sind.  

72% 77% 

Mein/e ArbeitgeberIn legt Wert darauf, die 
Arbeit der Beschäftigten durch 
Informationssysteme zu kontrollieren. 

55% 66% 

Die Beschäftigten machen sich Sorgen, wie ihre 
Daten verarbeitet werden.  

39% 29% 

In den letzten zwei Jahren hat es immer wieder 
Fälle gegeben, in denen Beschäftigte überwacht 
wurden.  

25% 28% 

Meiner/m ArbeitgeberIn sind Betriebs-
vereinbarungen zu Informationssystemen 
wichtig.  

69% 67% 

Betriebsvereinbarungen zu 
Informationssystemen sind ein gutes Mittel, 
Beschäftigte vor Überwachung und Kontrolle zu 
schützen.  

93% 93% 

Aufgrund der Vielzahl und Komplexität der 
Informationssysteme im Betrieb ist eine 
Regelung für den Betriebsrat fast unmöglich.  

46% 49% 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020  
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Abbildung 20: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 
Angestellten/ArbeiterInnen (Netzdiagramm) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=201 bis 299) 

 

6.3 Rolle der Arbeitergeberin/des Arbeitgebers und Umgang mit DSGVO und ArbVG 

Die Onlinebefragung von Mitgliedern aus Betriebsrat und Personalvertretung startete mit einer 

ersten Analyse zu Datenschutz und Mitbestimmung (siehe vorheriges Kapitel). Auf Basis dieses 

Stimmungsbildes war ersichtlich, dass einerseits die Bedeutung des Datenschutzes im Betrieb 

zugenommen hat und andererseits ArbeitgeberInnen im Großen und Ganzen sorgsam mit den 

Daten der Beschäftigten umgehen. Wie ArbeitgeberInnen bei der konkreten Erfüllung einzelner 

Anforderungen des Datenschutzrechts und bei der Regelung einzelner technischer IT-Systeme aus 

Sicht der Befragten agieren, wird in Folge untersucht. 

6.3.1 ArbeitgeberIn als datenschutzrechtliche/r Verantwortliche/r  

Die Datenschutzgrundverordnung überantwortet den ArbeitgeberInnen, in ihrer Rolle als 

datenschutzrechtliche Verantwortliche, eine Reihe an Aufgaben und Pflichten.  
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Als Verantwortliche gelten nach der Definition aus Art 4 Z 7 DSGVO  

„die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder 

gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten entscheiden“. 

Zu den zentralen Pflichten aus der DSGVO zählt die Einhaltung folgender Grundsätze der 

personenbezogenen Datenverarbeitung nach Art 5 Abs 1 DSGVO: 

Personenbezogene Daten müssen 

a) auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person 

nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu 

und Glauben, Transparenz“); 

b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer 

mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden … 

(„Zweckbindung“); 

c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 

notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“); 

d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle 

angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick 

auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt 

werden („Richtigkeit“); 

e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so 

lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist … 

(„Speicherbegrenzung“); 

f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der 

personenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder 

unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter 

Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“); 

 

Insbesondere das Gebot der Transparenz (Informationspflicht nach Art 12 - 14 DSGVO) gegenüber 

den Betroffenen (in unserer Untersuchung den Beschäftigten) und die im Betrieb getroffenen 

Maßnahmen zu Sicherheit der Verarbeitung (unter anderem die Verpflichtung zur Verschwiegenheit 

nach § 6 DSG - Datengeheimnis) standen im Fokus der Befragung. 

Nach Rückmeldung der befragten Mitglieder von Betriebsrat und Personalvertretung erfüllt nur die 

Hälfte der ArbeitgeberInnen die nach DSGVO geforderte transparente Information gegenüber den 

Beschäftigten. Bei dieser Anforderung sind jedoch deutliche Zuwächse bzgl. der Befragung im Jahr 

2009 festzustellen. Etwas mehr als die Hälfte der befragten Betriebe veröffentlichen 
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datenschutzrechtliche Informationen im Intranet oder am „schwarzen Brett“. Ein Hinweis an die 

betroffenen Beschäftigten, dass beispielsweise unrechtmäßig verarbeitete Daten gelöscht werden 

können, bzw wo die Beschäftigten ihre Daten einsehen können, erfolgt in weniger als der Hälfte 

der befragten Unternehmen. Auch wenn diese Werte noch großen Handlungsbedarf aufzeigen, so 

sind doch im Vergleich zu der Befragung im Jahr 2009 Verbesserungen feststellbar. 

Die DSGVO hat durchaus spürbare Wirkung in den Unternehmen erzielt und wird somit einen – 

hoffentlich – anhaltenden Prozess der Auseinandersetzung mit Fragen des Datenschutzes und 

dem Schutz der Persönlichkeitsrechte der betroffenen Personen anstoßen. 

Ein Ergebnis, dass bereits 2009 feststellbar war: Dem Umgang mit Betriebs-, Geschäfts- und 

KundInnendaten wird in den Betrieben weitaus größere Bedeutung geschenkt als den 

verarbeiteten Beschäftigtendaten. In über 90 % der befragten Unternehmen werden Beschäftigte 

zur Einhaltung des Datengeheimnisses in Bezug auf Geschäftsdaten verpflichtet (gegenüber 77 % 

in Bezug auf MitarbeiterInnendaten). Der dabei im Vergleich zu den Ergebnissen der Befragung im 

Jahr 2009 verzeichnete leichte Rückgang bei den betrieblichen Verpflichtungserklärungen, 

sorgsam mit Geschäftsdaten umzugehen, wird in der für 2019/2020 anderen Grundgesamtheit 

(mehr Rückmeldungen aus dem ArbeiterInnenbereich) begründet sein.  

Schlussendlich regeln in drei Viertel der Betriebe allgemeine Ordnungsvorschriften oder IT-

Richtlinien das datenschutzkonforme Verhalten der ArbeitnehmerInnen im Betrieb (vgl § 97 Abs 1 

Z1 ArbVG). Auch hier dürfte die DSGVO – neben der gestiegenen Bedrohungslage durch 

Cyberkriminalität – einen Anstoß gegeben haben, klarere Regelungen zu Datenschutz und Daten-

/IT-Sicherheit aufzustellen. 
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Abbildung 21: Umgang ArbeitgeberIn mit DSGVO 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=594 bis 651) 
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Abbildung 22: Umgang ArbeitgeberIn mit DSGVO (Angestellte/ArbeiterInnen) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=191 bis 293) 

Die DSGVO führte aber auch zu Veränderungen in der betrieblichen Zusammenarbeit zwischen 

ArbeitgeberIn und Betriebsrat. Etwas über 30 % der Befragten gaben an, nun keine (3 %) oder 

weniger (29 %) Daten über die von ihnen vertretenen Beschäftigten vom/von der ArbeitgeberIn zu 

erhalten. Bei der Detailanalyse nach Betriebsgröße, Betriebsklima und Einbeziehung des 

Betriebsrates sind keine gravierenden Unterschiede in diesen Prozentsätzen feststellbar (siehe 

Abbildung 24). 

Die Neugestaltung des Datenschutzrechts führte in Unternehmen dazu, die Beschäftigten in 

schriftlicher Form wiederrum an ihre Pflichten im sorgsamen Umgang mit personenbezogenen 

Daten und Geschäftsgeheimnissen zu erinnern. Über die Hälfte der Befragten gab an, dass 

MitarbeiterInnen in ihren Betrieben neue Erklärungen zum Datengeheimnis zu unterschreiben 

hatten. Eine Klassifizierung von Dokumenten nach Sicherheitsstufen fand in etwas über 20 % der 

Unternehmen statt. 
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Das Österreichischen Informationssicherheitshandbuch8 führt in diesem Zusammenhang aus: 

„Die Klassifizierung der verarbeiteten, gespeicherten und übertragenen Informationen in 

Bezug auf ihre Vertraulichkeit und die Datenschutzanforderungen ist wesentliche 

Voraussetzung für die spätere Auswahl adäquater Sicherheitsmaßnahmen.“ (ebenda, Kapitel 

8.2, Seite 217) 

11 % der Befragten gaben an, dass in ihren Betrieben bei kritischen IT-Systemen nun Datenschutz-

Folgeabschätzungen durchgeführt werden. Dieser neue risikobasierte Ansatz der DSGVO, der mit 

Wirksamwerden der DSGVO im Mai 2018 noch vielen Betrieben unbekannt war und durch zwei 

Verordnungen der Österreichischen Datenschutzbehörde9 konkretisiert wurde, erlangt somit 

langsam höhere Aufmerksamkeit in den Betrieben. 

Ein Fünftel der Befragten ortet hingegen keine Veränderungen aufgrund der DSGVO. 

Abbildung 23: betriebliche Veränderungen nach DSGVO 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=671) 

 

 
8  https://www.sicherheitshandbuch.gv.at/downloads/sicherheitshandbuch.pdf, Version 4.2.2. vom 22.12.2020 

(aufgerufen April 2021) 
9  Datenschutz-Folgenabschätzung-Ausnahmenverordnung (DSFA-AV) bzw Verordnung der Datenschutzbehörde über 

Verarbeitungsvorgänge, für die eine Datenschutz-Folgenabschätzung durchzuführen ist (DSFA-V), siehe dazu: 
https://www.dsb.gv.at/recht-entscheidungen/verordnungen-in-oesterreich.html (aufgerufen April 2021) 
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Abbildung 24: betriebliche Veränderungen nach DSGVO (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=34 bis 671) 

 

6.3.2 ArbeitgeberIn und Information nach ArbVG 

Die Arbeitsverfassung definiert eine Reihe an umfassenden Informationspflichten der 

ArbeitgeberIn gegenüber der betrieblichen Interessenvertretung.  

So ist der Betriebsinhaber nach § 91 Abs 1  

„verpflichtet, dem Betriebsrat über alle Angelegenheiten, welche die wirtschaftlichen, sozialen, 

gesundheitlichen oder kulturellen Interessen der Arbeitnehmer des Betriebes berühren, 

Auskunft zu erteilen“. 

§ 92 Abs 1 ArbvG verpflichtet den Betriebsinhaber  

„mit dem Betriebsrat mindestens vierteljährlich und auf Verlangen des Betriebsrates monatlich 

gemeinsame Beratungen über laufende Angelegenheiten, allgemeine Grundsätze der 

Betriebsführung in sozialer, personeller, wirtschaftlicher und technischer Hinsicht sowie über 

die Gestaltung der Arbeitsbeziehungen abzuhalten und ihn dabei über wichtige 

Angelegenheiten zu informieren. Dem Betriebsrat sind auf Verlangen die zur Beratung 

erforderlichen Unterlagen auszuhändigen.“ 

Darüber hinaus hat der Betriebsinhaber nach § 92a Abs 1 Z 1 ArbVG  

„den Betriebsrat bei der Planung und Einführung neuer Technologien zu den Auswirkungen zu 

hören, die die Auswahl der Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe, die Gestaltung der 
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Arbeitsbedingungen und die Einwirkung der Umwelt auf den Arbeitsplatz für die Sicherheit und 

Gesundheit der Arbeitnehmer haben“. 

Neben diesen Informationspflichten wurde im Rahmen der Onlinebefragung untersucht, inwieweit 

diese Information zu einer aktiven Einbindung des Betriebsrates führte. Welche konkreten 

Betriebsvereinbarungen aus dieser Informationspflicht bzw Einbindung abgeschlossen wurden, 

beschreibt Kapitel 6.5.2 genauer. 

In knapp 85 % der befragten Unternehmen ist Datenschutz ein Thema, das zwischen ArbeitgeberIn 

und Betriebsrat zumindest einmal in den letzten beiden Jahren angesprochen wurde, immerhin ist 

das ist eine Steigerung von knapp 10%P gegenüber der Befragung 2009. Dass die Verarbeitung von 

Beschäftigtendaten ein allgegenwärtiges Thema der Betriebsratsarbeit ist, kann aus den folgenden 

Daten ersehen werden. Innerhalb des Betriebsrates wird in knapp zwei Drittel der befragten 

Unternehmen mindestens einmal im Quartal über Datenschutz gesprochen, in 30 % der Betriebe 

zumindest alle ein bis zwei Jahre, in 6 % der Fälle ist im Betriebsrat Datenschutz jedoch kein Thema. 

Abbildung 25: Bedeutung des Datenschutzes im Betrieb 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=679) 
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Je größer der Betrieb, desto häufiger ist Datenschutz ein Gesprächsthema in der Betriebsratsarbeit. 

In etwas über 20 % der Betriebe mit maximal 50 Beschäftigten wurde jedoch laut Aussage der 

Befragten noch nie im Betriebsrat das Thema Datenschutz behandelt. 

Abbildung 26: Bedeutung des Datenschutzes im Betriebsrat (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=38 bis 679) 

Je größer der Betrieb, desto bedeutender wird das Thema Datenschutz auch in der Kommunikation 

zwischen ArbeitgeberIn und Betriebsrat. 
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Abbildung 27: Bedeutung Datenschutz zwischen ArbeitgeberIn und Betriebsrat 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=652) 

Die Informationspflichten der ArbeitgeberInnen, die das Arbeitsverfassungsgesetz gegenüber dem 

Betriebsrat und das Datenschutzrecht gegenüber den Betroffenen festschreibt, stellen jedoch nur 

einen ersten Schritt bei der Regelung der verschiedenen IT-Systeme durch Betriebsvereinbarung 

dar.  

So fordert § 91 Abs 2 ArbVG, dass der Betriebsinhaber  

„dem Betriebsrat Mitteilung zu machen (hat), welche Arten von personenbezogenen 

Arbeitnehmerdaten er automationsunterstützt aufzeichnet und welche Verarbeitungen und 

Übermittlungen er vorsieht.“  

Dem Betriebsrat  

„ist auf Verlangen die Überprüfung der Grundlagen für die Verarbeitung und Übermittlung zu 

ermöglichen“. 

Diesen Verpflichtungen kommen ArbeitgeberInnen nur bedingt nach. In nur 18 % der Fälle findet 

eine Information ohne Nachfragen des Betriebsrates statt, in 58 % der Fälle werden Unterlagen auf 

Nachfrage übermittelt, und in 6 % der Fälle werden Unterlagen auch nicht auf Nachfrage 

übermittelt. 12 % der Betriebsräte kommen ihrem Recht nicht nach und fordert keine Unterlagen 

zu konkreten technischen Systemen. 



ERGEBNISSE DER BEFRAGUNG
 

72  

Abbildung 28: Information des Betriebsrates durch ArbeitgeberIn 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Neben dem Umgang mit den allgemeinen Informationspflichten – und rechten des Betriebsrates 

nach Arbeitsverfassung wurden die teilnehmenden VertreterInnen aus Betriebsrat und 

Personalvertretung gefragt, inwieweit sie in die betriebliche Projektarbeit einbezogen waren. In 

knapp 30 % der Fälle wurde der Betriebsrat bereits in die ersten Überlegungen einbezogen, in 23 

% der Fälle war dieser auch Teil der Projektgruppe. In 36 % wurde der Betriebsrat nach Abschluss 

der Planungen informiert, 44 % erhalten regelmäßige Informationen zu den technischen 

Veränderungen. 

Dem gegenüber stehen jedoch 31 % der VertreterInnen aus Betriebsrat und Personalvertretung, 

die nur spärlich informiert werden bzw 38 %, die nach Kenntnisnahme des jeweiligen Projektes 

Informationen verlangen konnten. Fast 10 % der Befragten werden gar nicht einbezogen. 
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Abbildung 29: Einbindung und Information des Betriebsrates durch ArbeitgeberIn 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Je größer der Betrieb, desto häufiger wird der Betriebsrat bereits bei den ersten Überlegungen 

einbezogen, wobei wenig Unterschiede zwischen Betriebsräten aus dem Angestellten- bzw 

ArbeiterInnenbereich feststellbar waren. Beschreiben BetriebsrätInnen das Betriebsklima jedoch 

als konfliktträchtig, findet eine Einbeziehung in dieser frühen Projektphase in weniger als 10 % der 

Fälle statt. 

Abbildung 30: Einbeziehung Betriebsrat (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=38 bis 358) 
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Ein ähnliches Ergebnis zeigt sich bei der Frage, ob der Betriebsrat Teil der Projektgruppe ist bzw ob 

eine regelmäßige Projektinformation gegenüber dem Betriebsrat stattfindet: Je größer das 

Unternehmen, desto häufiger die Einbeziehung des Betriebsrates. 

Abbildung 31: Einbindung Betriebsrat (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=38 bis 358) 

Abbildung 32: Informationsaustausch gegenüber Betriebsrat (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=38 bis 358) 
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85 % der beteiligten Betriebsräte nutzen die frühe Einbindung, um eigene Vorschläge einzubringen, 

etwas über 70 % sehen darin eine Stärkung ihrer Kontrollfunktion. In über 15 % der Fälle sehen 

Betriebsräte wenig Gestaltungsmöglichkeiten, da entweder das Fachwissen fehlt (6 %) oder der/die 

ArbeitgeberIn sich nicht beeinflussen lässt (10 %). 

Abbildung 33: Nutzung der Einbeziehung des Betriebsrates  

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=259) 

 

6.4 Rolle des Betriebsrates 

Die Umsetzung datenschutzrechtlicher Bestimmungen sowie die Regelung der diversen IT-Systeme 

in Bezug auf die Verarbeitung von Beschäftigtendaten haben für beide betrieblichen Vertragspar-

teien, dh ArbeitgeberIn und Betriebsrat, im letzten Jahrzehnt deutlich an Komplexität zugenommen. 

Zum einen gelangen in immer mehr Bereichen neuartige technische Systeme zum Einsatz, zum 

anderen findet die eigentliche Datenverarbeitung schon lange nicht mehr ausschließlich in der 

betrieblichen Infrastruktur statt. Datenübermittlung zwischen Systemen und mobilen Endgeräten, 

Datenverarbeitung in der Cloud, vermehrte Sensorik oder Massendatenverarbeitung (Big Data) sind 

die wesentlichen Herausforderungen, welche die datenschutz- und arbeitsrechtliche Regelung dieser 

Systeme erschweren. Welche konkreten IT-Systeme in den Betrieben zum Einsatz gelangen, zeigt Kapitel 

6.5.1. In Folge wird der Umgang des Betriebsrates mit dieser komplexen Materie näher beschrieben. 
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6.4.1 Expertise im Betriebsrat 

Während der letzten 10 Jahre, dh seit der letzten Datenschutzbefragung von Mitgliedern aus 

Betriebsrat und Personalvertretung, haben diese innerhalb ihrer Gremien Personen 

gefunden/bestellt, die sich intensiver mit Datenschutz und Betriebsvereinbarungen zu IT-Systemen 

beschäftigen. In mehr als der Hälfte der befragten Betriebe (51 %) gibt es zu technischen und 

datenschutzrechtlichen Fragen SpezialistInnen innerhalb des Betriebsrates. Dies sind um 10 % 

mehr als noch bei der 2009er-Befragung.  

Abbildung 34: Spezialisierung im Betriebsrat (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=38 bis 677) 

In den Unternehmen, in denen sowohl ein Angestellten- als auch ein ArbeiterInnenbetriebsrat 

eingerichtet sind, findet in über 80 % der Fälle eine Zusammenarbeit statt. Da viele IT-Systeme 

beide Beschäftigtengruppen betreffen, erscheint dies nicht nur sinnvoll, sondern auch 

zielführender in der gemeinsamen Positionierung gegenüber der/dem ArbeitgeberIn. 
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Aber auch mit betrieblichen Interessenvertretungen/Betriebsräten anderer Standorte im Inland 

(über 40 %) und im Ausland (knapp 15 %) wird in Datenschutzfragen und bei der Regelung von (oft 

konzernweit eingesetzten) IT-Systemen zusammengearbeitet. 

Abbildung 35: Zusammenarbeit im Betriebsrat 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=678) 

Innerbetriebliche AnsprechpartnerInnen des Betriebsrates sind in je drei Viertel aller Fälle der/die 

ArbeitgeberIn, die IT-Abteilung sowie die Personalabteilung. Durch die DSGVO gewann die Rolle 

des/der betrieblichen Datenschutzbeauftragten, die in Unternehmen eingerichtet wurde, an 

Bedeutung. Über 50 % der befragten VertreterInnen aus Betriebsrat oder Personalvertretung gaben 

an, auch diese Stelle bei datenschutzrechtlichen Fragen zu nutzen. 
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Abbildung 36: Interne Ansprechstellen für Betriebsrat 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

 

6.4.2 Rechtliche Befugnisse des Betriebsrates bei der Regelung von IT-Systemen 

Die Arbeitsverfassung stattet den Betriebsrat mit einer Reihe an (Kontroll-)Befugnissen aus, die 

ihm eine rechtliche Handhabe bei der Regelung der im Betrieb eingesetzten IT-Systeme gibt. 

Insbesondere die §§ 96 (zustimmungspflichtige Maßnahmen), 96a (ersetzbare Zustimmung) und 97 

(Betriebsvereinbarungen) ArbVG definieren, dass Folgendes durch Betriebsvereinbarung zu regeln ist: 

― die Einführung von Kontrollmaßnahmen und technischen Systemen zur Kontrolle der 

Arbeitnehmer, sofern diese Maßnahmen (Systeme) die Menschenwürde berühren (§ 

96 Abs 1 Z 3 ArbVG) 

― die Einführung von Systemen zur automationsunterstützten Ermittlung, Verarbeitung 

und Übermittlung von personenbezogenen Daten des Arbeitnehmers, die über die 

Ermittlung von allgemeinen Angaben zur Person und fachlichen Voraussetzungen 

hinausgehen (§ 96a Abs 1 Z 1 ArbVG) 

― die Einführung von Systemen zur Beurteilung von Arbeitnehmern des Betriebes, 

sofern mit diesen Daten erhoben werden, die nicht durch die betriebliche Verwendung 

gerechtfertigt sind (§ 96a Abs 1 Z 2 ArbVG) 
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oder auch 

― allgemeine Ordnungsvorschriften, die das Verhalten der Arbeitnehmer im Betrieb 

regeln (§ 97 Abs.1 Z1 ArbVG) bzw Maßnahmen zur zweckentsprechenden Benützung 

von Betriebseinrichtungen und Betriebsmitteln (§ 97 Abs.1 Z6 ArbVG) 

 

Darüber hinaus besteht, wie schon unter Kapitel 6.3.2 ausgeführt, durch § 91 Abs. 2 ArbVG eine 

Informationspflicht des/der ArbeitgeberIn bei der (geplanten) Verarbeitung von 

Beschäftigtendaten. Betriebsräten werden durch § 89 ArbVG umfassende Überwachungsrechte 

zugestanden. 

Auch die DSGVO regelt in ihrem Art 88 die Datenverarbeitung im Beschäftigungskontext, wobei die 

Mitgliedstaaten … durch Rechtsvorschriften oder durch Kollektivvereinbarungen spezifischere 

Vorschriften zur Gewährleistung des Schutzes der Rechte und Freiheiten hinsichtlich der 

Verarbeitung personenbezogener Beschäftigtendaten im Beschäftigungskontext … vorsehen 

[können]. 

Diese Vorschriften umfassen nach Art 88 Abs 2 DSGVO 

angemessene und besondere Maßnahmen zur Wahrung der menschlichen Würde, der 

berechtigten Interessen und der Grundrechte der betroffenen Person, insbesondere im 

Hinblick auf die Transparenz der Verarbeitung, die Übermittlung personenbezogener Daten 

innerhalb einer Unternehmensgruppe oder einer Gruppe von Unternehmen, die eine 

gemeinsame Wirtschaftstätigkeit ausüben, und die Überwachungssysteme am Arbeitsplatz. 

In diesem Zusammenhang sei auf das Handbuch Beschäftigtendatenschutz10 verwiesen, in dem 

diese datenschutz- und arbeitsrechtlichen Themengebiete detailliert beschrieben werden. 

Welche rechtlichen Bestimmungen den Betriebsrat bei der Regelung der verschiedenen IT-Systeme 

unterstützen, verdeutlicht Abbildung 37. Über 70 % der Befragten berufen sich auf die 

Informationspflicht durch den/die ArbeitgeberIn bzw auf die Bestimmungen des §96 ArbVG. Die 

geringfügigen Veränderungen bzgl. der Befragung aus dem Jahr 2009 haben ihren Hintergrund 

wohl in der geänderten Grundgesamtheit (mehr Betriebsräte aus dem ArbeiterInnenbereich). Auch 

die seit 2018 wirksamen Bestimmungen der DSGVO zeigen bereits Wirkung. Knapp 30 % der 

Befragten berufen sich auf drohende Geldbußen durch die Datenschutzbehörde bei fehlender 

Regelung bei der Verarbeitung personenbezogener Daten bzw 50 % auf das Erfordernis, jedwede 

Datenverarbeitung nach Art 5 und Art 6 der DSGVO rechtmäßig zu begründen. 

 

 
10  https://shop.oegbverlag.at/haslinger-susanne-beschaeftigtendatenschutz (aufgerufen April 2021)  



ERGEBNISSE DER BEFRAGUNG
 

80  

Abbildung 37: Nutzen rechtlicher Bestimmungen für den Betriebsrat 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Die durch das Arbeitsverfassungsgesetz definierten Überwachungsrechte des § 89 ArbVG werden 

auch bei der Verarbeitung personenbezogener ArbeitnehmerInnendaten genutzt. Etwas über 30 % 

der Befragten besitzt zumindest für ein im eigenen Betrieb eingesetztes IT-System die Möglichkeit, 

die abgeschlossenen Regelungen einer Betriebsvereinbarung direkt im betroffenen IT-System zu 

prüfen. 
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Abbildung 38: Systemzugang für Betriebsrat 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=667) 

 

6.4.3 Unterstützung des Betriebsrates bei der Regelung von IT-Systemen 

Der Großteil der befragten BetriebsrätInnen wünscht sich externe fachliche Unterstützung seitens 

der Gewerkschaft (88 %) und der Arbeiterkammer (78 %). Innerbetrieblich wird beim Wunsch auf 

Unterstützung auf Fachleute (38 %) bzw den betrieblichen Datenschutzbeauftragten (35 %) 

zurückgegriffen. Etwas über 10 % nutzen Informationen seitens der Datenschutzbehörde und von 

Fachleuten von anderen Betriebsstandorten. Aber auch auf KollegInnen aus anderen Betrieben 

wird gerne zurückgegriffen (29 %). 
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Abbildung 39: Unterstützung für Betriebsrat 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Mehr als die Hälfte der Befragten äußerte konkrete Wünsche an Gewerkschaft und 

Arbeiterkammer. Diese beinhalten unter anderem Beratung zu konkreten Problemen (87 %), 

Betriebsvereinbarungsmuster (71 %), die Vermittlung von ExpertInnen (59 %) sowie 

Schulungsmaßnahmen (54 %).  

Aber auch die Bereitstellung von Informationsmaterial (49 %), der Kontakt zu 

BetriebsratskollegInnen mit ähnlichen Problemen (44 %) oder die Teilnahme von ExpertInnen der 

AK oder Gewerkschaft an internen Verhandlungen (42 %) wurden häufig angeführt. 
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Abbildung 40: Wünsche nach Unterstützung an AK/Gewerkschaft 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Ein wirksames Mittel, Wissen und Kompetenzen der VertreterInnen aus Betriebsrat oder 

Personalvertretung zu verbessern, sind Schulungsmaßnahmen. 45 % der Befragten hatten die 

Möglichkeit, an betriebsinternen Schulungen (zB zu einem konkreten IT-System) teilzunehmen, 55 

% der Befragten nutzen das Schulungsangebot von ÖGB und Arbeiterkammern, knapp ein Viertel 

bildet sich in der Freizeit weiter. 
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Abbildung 41: Schulungsmaßnahmen des Betriebsrates 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

 

6.5 Technische Systeme und Betriebsvereinbarungen 

Die vorliegenden Ergebnisse der Onlinebefragung von VertreterInnen von Betriebsrat und 

Personalvertretung beschreiben neben deren Erfahrungen mit dem neuen Datenschutzrecht 

(DSGVO und DSG) vor allem den Umgang mit konkreten mitbestimmungspflichtigen IT-Systemen 

nach §§ 96 und 96a ArbVG. 

In knapp drei Viertel der befragten Betriebe gibt es Betriebsvereinbarungen zum Datenschutz oder 

zu konkreten IT-Systemen, wobei mit der Größe der Betriebe auch deren Anzahl steigt. In Betrieben 

mit bis zu 50 Beschäftigten gibt es gerade einmal in 32 % der Betriebe Betriebsvereinbarungen, in 

Betrieben mit über 500 Beschäftigten sind es beinahe 90 %. 

In der Ergebnisdarstellung in diesem Kapitel findet bei einzelnen Analysen auch die Kategorie 

„weiß nicht“ Berücksichtigung. Dies deshalb, da ein Nichtwissen von Mitgliedern aus Betriebsrat 

oder der Personalvertretung über das Vorhandensein einer Betriebsvereinbarung in der 

Interpretation inhaltliche Relevanz besitzt. Denn nach den Bestimmungen der Arbeitsverfassung 

müssen Betriebsvereinbarung veröffentlicht werden, und dies sollte dann auch betriebsintern 

bekannt sein.    
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Abbildung 42: Vorhandensein einer Betriebsvereinbarung zu Datenschutz oder IT-Systemen 
(Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=38 bis 681) 

Warum zum Datenschutz bzw zu konkreten IT-Systemen keine Betriebsvereinbarungen bestehen, 

beantwortet die Hälfte der betroffenen Befragten damit, dass „es noch nie Probleme mit dem 

Datenschutz gab“. In 30 % der Betriebe ist es den durch den Betriebsrat vertretenen Beschäftigten 

nicht so wichtig, in einem Viertel der Betriebe „will das der/die ArbeitgeberIn nicht“. 
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Abbildung 43: Gründe für fehlende Betriebsvereinbarungen 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=132) 

Da seit Jahren die Anzahl der IT-Systeme, zu deren Rechtmäßigkeit laut Arbeitsverfassung eine 

Betriebsvereinbarung notwendig ist, steigt und ihre Einsatzgebiete sich ausweiten, regeln Betriebe 

allgemeine (systemunabhängige) Aspekte zu Datenschutz und Mitbestimmung durch eine 

sogenannte Rahmenbetriebsvereinbarung zur personenbezogenen Datenverarbeitung sowie 

konkrete technische Details zu einzelnen IT-Systemen in gesonderten (Zusatz)Betriebs-

vereinbarungen. 

Das Handbuch Beschäftigtendatenschutz beschreibt diesen technisch-organisatorischen Ansatz 

näher; im online-Teil11 dieser Publikation (E-Book) findet sich dazu ein Muster, die folgende 

Abbildung verdeutlicht den dabei vorgestellten Ansatz. 

 

 
11  https://shop.oegbverlag.at/amfile/file/download/file/990/product/117608/ (aufgerufen April 2021) 
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Abbildung 44: Darstellung Rahmenbetriebsvereinbarung 

 

Quelle: eigene Darstellung (2020) 

Hintergrund: Bei der Durchsicht bisher abgeschlossener Betriebsvereinbarungen zu einzelnen 

Systemen zeigt sich, dass diese Vereinbarungen zwei große Regelungsbereiche aufweisen: 

Zum einen werden technische Aspekte zum konkreten System geregelt, wie zB welche Daten 

erfasst und ausgewertet werden dürfen, welche Zugriffsrechte vorgesehen sind, an welche 

Drittsysteme personenbezogene Daten übermittelt werden und inwiefern auf Basis einer 

Protokollierung festgestellt werden kann, welche Verarbeitungsschritte von welchen 

NutzerInnen vorgenommen werden. Diese Fragen können für jedes technische System nur 

spezifisch beantwortet werden, da diese Systeme über unterschiedliche Möglichkeiten zur 

Verarbeitung von Daten verfügen (man spricht dabei von Funktionalität). Zum anderen finden 

sich in Vereinbarungen organisatorische Regelungen, zB in welcher Form der Betriebsrat 

informiert und in Änderungsprozesse einbezogen wird, welche Rechte und Pflichten die 

Beschäftigten besitzen, deren Daten verarbeitet werden und wie AuftragsverarbeiterInnen 

(ehemaliger Begriff im DSG 2000: Dienstleister) vertraglich zu verpflichten sind. Diese 

organisatorischen Regelungspunkte ähneln sich in vielen Vereinbarungen. 

Gelingt es nun, diese organisatorischen Regelungen einmal und in Hinblick auf alle 

gegenwärtigen und zukünftigen IT-Systeme zu vereinbaren, ersparen sich ArbeitgeberIn und 

Betriebsrat, dies für jede Einzelvereinbarung neu zu verhandeln. Dieses Ziel verfolgt die 

Rahmen- Betriebsvereinbarung! Sie stellt als Rahmenvereinbarung allgemeine Regeln im 

Umgang mit personenbezogenen Daten auf und gilt umfassend für alle bereits im 

Unternehmen eingesetzten und alle zukünftigen Systeme. Für die einzelnen Systeme sind dann 

die jeweils spezifischen technischen Details als Zusatz-Betriebsvereinbarung auszuhandeln. 

(Krisch/Riesenecker-Caba, FAQ: Etablierung einer betrieblichen Datenschutzkultur, in 

Beschäftigtendatenschutz, ÖGB-Verlag 2019, Seite 230) 
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Dass dieses Prinzip der Trennung von allgemeinen organisatorischen und spezifisch technischen 

Regelungspunkten in den Betrieben sinnvoll erachtet wird, zeigen die Ergebnisse der Befragung 

und der Umfang, in dem Rahmenbetriebsvereinbarungen verbreitet sind. In der Hälfte der 

befragten Betriebe wurde eine Rahmenbetriebsvereinbarung zur personenbezogenen 

Datenverarbeitung abgeschlossen, in Betrieben mit über 2000 Beschäftigten sind es über 70 %. 

Auch wenn zu berücksichtigen ist, dass sich durch diese Befragung vermehrt technikaffine 

Mitglieder aus Betriebsrat oder Personalvertretung angesprochen fühlten, ist dies nichtsdestotrotz 

eine bedeutende Anzahl an Betrieben. 

Abbildung 45: Häufigkeit Rahmen-Betriebsvereinbarung (Detailergebnisse) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=31 bis 618) 

 

6.5.1 Eingesetzte IT-Systeme 

Die personenbezogene Verarbeitung von Beschäftigtendaten hat in den letzten Jahren massiv 

zugenommen. Eine Vielzahl von IT-Systemen verarbeiten MitarbeiterInnendaten und sind daher 

nach Datenschutzrecht und Arbeitsverfassungsgesetz zu regeln. 

Die DSGVO stellt an datenverarbeitende Betriebe (Verantwortliche nach DSGVO) die Anforderung, 

alle Verarbeitungstätigkeiten in einem Verzeichnis (vgl. Art 30 DSGVO) zu dokumentieren. 
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Eine Verarbeitung nach Art 4 Z 2 DSGVO umfasst  

„jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche 

Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das 

Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, 

das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung 

oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die 

Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung“. 

Das Arbeitsverfassungsgesetz fordert insbesondere in den §§ 96 und 96a die Zustimmung des 

Betriebsrates zu Kontrollmaßnahmen und technischen Systemen. 

Im Handbuch Beschäftigtendatenschutz sind gängige IT-Systeme und Verarbeitungstätigkeiten 

(dies ist der Begriff der DSGVO) ausführlich beschrieben (vgl. Riesenecker-Caba, Überblick der 

mitbestimmungspflichtigen IKT-Systeme, in Beschäftigtendatenschutz, ÖGB-Verlag 2019, Seite 36-

59). Die folgende Darstellung verdeutlicht die Bandbreite der betrieblichen Anwendungsbereiche. 

Abbildung 46: Übersicht mitbestimmungspflichtiger IT-Systeme 

 

Quelle: eigene Darstellung (2020) 

Im Rahmen der Onlinebefragung wurden in Summe 24 IT-Systeme bzw Anwendungsbereiche für 

eine personenbezogene betriebliche Verarbeitungstätigkeit abgefragt. Da diese Anwendungsbe-

reiche nicht immer eindeutig abgegrenzt werden können, wurde bei der Befragung unterschieden 

zwischen  
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― gängigen IT-Systemen (zB zur Zeiterfassung, Videokontrolle oder Gehaltsverrechnung),  

― Verarbeitungstätigkeiten in Zusammenhang mit einem Verarbeitungszweck (zB 

elektronische Kommunikation, Datensicherheit) und  

― einem betrieblichen Anwendungsbereich (zB mobiles Arbeiten). 

 

Die folgende Abbildung 47 zeigt die Häufigkeit der Nutzung und stellt – soweit vorhanden – 

Veränderungen zur Befragung aus dem Jahr 2009 dar. 

Neben den zu erwartenden Verarbeitungstätigkeiten wie elektronische Kommunikation (E-Mail), 

Telefon und mobile Kommunikation bzw Personalverrechnung/HR-Systeme zeigt sich – nicht 

zuletzt durch Anforderungen aus der DSGVO – die gestiegene Bedeutung der Daten-/IT-Sicherheit. 

Über 80 % der Betriebe setzen zur Sicherheit der Verarbeitung und somit zum Schutz der 

betrieblichen Infrastruktur und der Geschäftsdaten verschiedene IT-Lösungen ein. Auch zur 

Unterstützung personalwirtschaftlicher Prozesse (MBO/Management by objectives, 

MitarbeiterInnengespräch) werden in fast drei Viertel der befragten Betriebe IT-Systeme eingesetzt. 

Gegenüber der Befragung im Jahr 2009 hat vor allem E-Learning an Bedeutung gewonnen. 

Wenig Bekanntheit und Verbreitung besitzen noch Anwendungen aus dem Bereich der 

„Künstlichen Intelligenz“. In diesem Zusammenhang meldeten nur 8 % der Befragten einen Einsatz 

zurück. Dabei ist jedoch anzumerken, dass das Erkennen „intelligenter“ Ansätze in der 

Informationsverarbeitung für BetriebsrätInnen schwierig ist. 

Über die Hälfte der Betriebe setzen bereits Applikationen aus der Cloudlösung Microsoft 365 bzw 

Office 365 ein. Ob hier die Befragten zwischen „alten“ Lösungen aus der Microsoft-Produktfamilie 

und der Cloudanwendung unterscheiden, kann nicht aufgelöst werden. Sicher hat die Corona-

Pandemie, die jedoch erst nach Abschluss der Befragung begann, zu einem weltweiten Aufschwung 

von Cloudlösungen gesorgt. 

„Betriebe suchten nämlich verzweifelt nach Wegen, Mitarbeiter*innen aus ihren jeweiligen 

Home-Offices miteinander zu vernetzen. Viele fanden in Microsoft Teams eine passende 

Lösung und das nicht nur in Österreich. ‚2 Jahre digitale Transformation in zwei Monaten‘12, so 

titelte Microsoft Ende April stolz und verwies auf täglich weltweit 75 Millionen Teams-

Nutzer*innen.“ (Riesenecker-Caba, 2020) 

 

 
12  https://www.microsoft.com/en-us/microsoft-365/blog/2020/04/30/2-years-digital-transformation-2-months/ bzw 

https://shop.oegbverlag.at/amfile/file/download/file/992/product/117608/ (aufgerufen April 2021) 
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Abbildung 47: Eingesetzte IT-Systeme 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=405 bis 617) 

Neben dem Einsatz verschiedener IT-Systemen wurde zusätzlich untersucht, inwieweit zur 

Unterstützung einzelner Anwendungsbereiche Multifunktionskarten (Chipkarten) in den Betrieben 

eingesetzt werden. 

In 86 % der befragten Betriebe werden diese eingesetzt, wobei zum Großteil eine (Chip)Karte für 

mehrere Zwecke („Multifunktion“) verwendet wird. 
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Abbildung 48: Einsatz von Multifunktionskarte(n) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=672) 

Einsatzgebiete der Multifunktionskarten sind vor allem die Zutrittskontrolle und die Zeiterfassung. 

Knapp die Hälfte der Betriebe, die Multifunktionskarten einsetzen, verwenden diese auch, um 

einen sicheren Zugang zu Betriebsmitteln herzustellen. Dadurch kann beispielsweise technisch 

gewährleitet werden, dass Ausdrucke erst nach Anmeldung am Kopierer oder Drucker bereitgestellt 

werden, was den Schutz der darauf befindlichen Informationen gewährleistet. Eine 

Authentifizierung am eigenen Arbeitsplatz mittels Multifunktionskarte findet nur in wenigen 

Betrieben statt. 
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Abbildung 49: Verwendungszwecke Multifunktionskarte 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=577) 

Personenbezogene Beschäftigtendaten werden nicht nur im betrieblichen Umfeld verarbeitet, 

sondern auch anderen Stellen zur Verfügung gestellt. Neben den gesetzlich definierten 

Empfängerkreisen (Finanzamt, Österreichische Gesundheitskasse), werden auch in 

Konzernstrukturen Daten ausgetauscht bzw wird in gemeinsam genutzten Datenanwendungen 

und in Cloudlösungen gearbeitet. Über 20 % der befragten Betriebe speichert Beschäftigtendaten 

in der Cloud bzw bei Auftragsverarbeitern – ein Trend, der in den nächsten Jahren stark an 

Bedeutung gewinnen wird. 
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Abbildung 50: Form der personenbezogenen Datenübermittlung  

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=562) 

 

6.5.2 Eingesetzte IT-Systeme mit Betriebsvereinbarung 

Werden personenbezogene Daten von Beschäftigen automationsunterstützt verarbeitet, sind von 

der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber nicht nur die Bestimmungen des Datenschutzrechts 

einzuhalten, sondern auch die Zustimmung des Betriebsrates durch den Abschluss einer 

Betriebsvereinbarung sicherzustellen. 

Dabei zeigt sich, wie in Folge näher ausgeführt wird, noch Handlungsbedarf. 

Vorangestellt werden muss den weiteren Ausführungen, dass die Anzahl der eingesetzten IT-

Systeme, die personenbezogene Beschäftigtendaten verarbeiten, in den letzten Jahren stetig 

zugenommen hat. Im Rahmen der vorliegenden Onlinebefragung wurden 24 IT-Systeme und 

Verarbeitungstätigkeiten (das ist die Bezeichnung in der DSGVO) und das Vorhandensein einer 

betreffenden Betriebsvereinbarung abgefragt (vgl. Abbildung 55).  
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Über 70 % der befragten Betriebe setzt mehr als 10 der abgefragten IT-Systeme ein, wie folgende 

Abbildung verdeutlicht, bei einem Drittel der Befragten kommen sogar 15 und mehr dieser 24 

abgefragten Systeme zum Einsatz. 

Abbildung 51: Anzahl eingesetzter IT-Systeme 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=677) 

Geregelt im Sinne der Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes werden diese IT-Systeme in 

über drei Viertel der Betriebe (79 %) in Schriftform durch Betriebsvereinbarungen. 13 % der 

Betriebe halten zwar Regelungen schriftlich fest, bezeichnen diese jedoch nicht als 

Betriebsvereinbarung, was jedoch in der Praxis mit Betriebsvereinbarungen gleichzusetzen ist. In 

7 % der Fälle werden mündliche Absprachen getroffen. 
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Abbildung 52: Form der Regelung von IT-Systemen 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=678) 

In der Mehrzahl der Fälle (42 %) kommt der erste Entwurf einer Betriebsvereinbarung dabei 

vom/von der ArbeitgeberIn, in knapp 20 % der Fälle vom Betriebsrat. 

Abbildung 53: Initiative für Betriebsvereinbarung 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=665) 

Verhandlungspartner des Betriebsrates sind in weiterer Folge in zwei Drittel der Fälle 

Geschäftsführung oder Personalabteilung, die Rechts- (24 %) bzw die IT-Abteilung (19%) werden 

deutlich weniger beigezogen. Externe Expertise, zB durch einen Rechtsanwalt des Unternehmens 

(8 %) oder andere externe ExpertInnen (3 %), ist kaum anzutreffen. 
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Abbildung 54: Verhandlungspartner des Betriebsrates 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Dass bei der datenschutz- und arbeitsrechtlichen Regelung der verschiedenen IT-Systeme noch 

deutlicher Handlungsbedarf besteht, zeigen die folgenden Ausführungen. 

Bei der Onlinebefragung 2019/2020 konnten aus den Ergebnissen gleiche Schlüsse wie bei der 

Befragung 2009 gezogen werden. 

Je einfacher sich ein Verarbeitungszweck darstellt, je weniger personenbezogene Daten 

verarbeitet, je weniger Auswertungen ausgeführt werden und je klarer das Berechtigungskonzept 

dokumentiert werden kann, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein solches IT-System 

durch Betriebsvereinbarung geregelt ist. 

Unter diese Rubrik der „einfachen“ Darstellung fallen die Videokontrolle (BV in 77 % der Fälle), die 

elektronische Zeiterfassung (BV in 70 % der Fälle) und die Zutrittskontrolle (BV in 62 % der Fälle). 

In der Mehrheit der befragten Betriebe werden zudem der Themenkomplex MBO (Management by 

objectives)/Zielvereinbarungen, MitarbeiterInnengespräche und die Nutzung von Internet/E-Mail 

geregelt (BV in jeweils 51 % der Fälle). 

Folgende IT-Systeme/Verarbeitungstätigkeiten (das ist der Begriff aus der DSGVO) sind in 40–50 

% der Fälle, die das jeweilige IT-System einsetzen bzw personenbezogene Daten zu diesem 

Verarbeitungszweck nutzen, durch Betriebsvereinbarung geregelt: Nutzung Telefon/Smartphone 

(„Handy“), GPS, Personalverrechnung, Whistleblowing, SAP und die konzernweite Personal- bzw 

Skilldatenbank. 

Bei 13 der 24 abgefragten IT-Systeme und Verarbeitungstätigkeiten gibt es in über 60 % der 

Betriebe, die das jeweilige IT-System einsetzen bzw personenbezogene Daten zu diesem 
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Verarbeitungszweck nutzen, keine Betriebsvereinbarung, obwohl die das Arbeitsverfassungsgesetz 

vorschreibt. 

Gründe dafür sind – wie auch vorab beschriebene Daten zeigen - die Komplexität der IT-Systeme 

und Verarbeitungstätigkeiten bzw das fehlende Wissen um die Notwendigkeit einer betrieblichen 

Regelung (siehe dazu auch Kapitel 6.5.3).  

Abbildung 55: Eingesetzte IT-Systeme und betriebliche Regelung  

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=87 bis 480) 

Die Datenschutzgrundverordnung hat in den letzten Jahren dazu geführt, dass – auch im Vergleich 

zur Befragung aus dem Jahr 2009 - mehr Betriebsvereinbarungen abgeschlossen werden (siehe 

auch Abbildung 6). Die Zahlen über die Verbreitung von Betriebsvereinbarungen zu einzelnen IT-

Systemen belegen jedoch, dass diese Notwendigkeit noch immer deutlich zu wenig 

Berücksichtigung in der betrieblichen Diskussion findet. 
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Abbildung 56: Eingesetzte IT-Systeme und betriebliche Regelung (Vergleich 2020/19-2009) 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=147bis 480) 

 

6.5.3 Schwierigkeiten bei der Verhandlung von Betriebsvereinbarungen 

Worin liegen nun die Schwierigkeiten, Betriebsvereinbarungen zu einzelnen IT-Systemen 

abzuschließen? In knapp der Hälfte (48 %) der Fälle wird dies damit begründet, dass der 

Betriebsrat über zu wenig Wissen verfügt. Da jedoch der/die ArbeitgeberIn zur Rechtswirksamkeit 

die Zustimmung des Betriebsrates benötigt, kann dies nicht der Hauptgrund sein. Etwa ein Viertel 

der Befragten gibt zusätzlich an, dass der/die ArbeitgeberIn keine Informationen zur Verfügung 

stellt, bzw bei knapp 40 % der Fälle verzögert der/die ArbeitgeberIn die Verhandlungen. In einem 

Drittel der Fälle zeigt sich der Betriebsrat (und womöglich auch der/die ArbeitgeberIn) überfordert, 

eine Regelung zu Papier zu bringen, da die IT-Systeme als zu umfassend beschrieben werden, um 

sie zu regeln. 
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Abbildung 57: Schwierigkeiten bei BV-Verhandlungen 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=697) 

Kommt es bei der betrieblichen Verhandlung um den Abschluss einer Betriebsvereinbarung zu 

keiner Einigung zwischen den Verhandlungsparteien, sieht § 96a Abs 2 ArbVG vor, dass zur 

Rechtswirksamkeit der Verarbeitung die Zustimmung des Betriebsrates auch durch die 

Schlichtungsstelle erwirkt werden kann bzw der Betriebsrat diese zur Schlichtung einer 

Betriebsvereinbarung anrufen kann (siehe dazu auch die rechtlichen Ausführungen von Martina 

Chlestil in Kapitel 4). Diese Schritte werden in den befragten Betrieben jedoch nur in den wenigsten 

Fällen gesetzt. Gerade einmal 3 % der Befragten berichten, dass sie die Schlichtungsstelle 

angerufen haben. 13 % der befragten Mitglieder aus Betriebsrat und Personalvertretung haben mit 

der Anrufung der Schlichtungsstelle gedroht. Somit besitzt diese rechtliche Befugnis in der 

betrieblichen Praxis im Großteil der Betriebe wenig Aufmerksamkeit. 
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Abbildung 58: Stellenwert Schlichtungsstelle 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=677) 

 

6.5.4 Betrieblicher Umgang mit Daten und Systemen 

Die private Nutzung betrieblicher Infrastruktur, insbesondere E-Mail und Internet, unterliegt einer 

jahrzehntelangen Diskussion und ist in vielen Betrieben durch Ordnungsvorschriften geregelt. War 

Anfang des Jahrtausends der private Zugang zum Internet über eine eigene private Infrastruktur 

noch nicht sehr weit verbreitet, hat durch die massive Nutzung von Smartphones und den Ausbau 

der öffentlichen Netze (4G, 5G) das Thema an betrieblicher Bedeutung verloren, da der Großteil 

der MitarbeiterInnen eigene Geräte (insbesondere Smartphones) zum „Surfen“ und 

Mailen/Chatten nutzt. Nichtsdestotrotz ist gerade bei der Nutzung betrieblicher Smartphones auch 

das Thema der Work-Life-Balance ein bedeutendes. Die Möglichkeit der Erreichbarkeit der 

ArbeitnehmerInnen bei Nutzung des betrieblichen Smartphones auch für private Zwecke hat auch 

für ArbeitgeberInnen nicht zu unterschätzende Vorteile. Denn MitarbeiterInnen führen das für 

berufliche und private Zwecke genutzte Smartphone immer mit sich und wären somit auch 

außerhalb der Arbeitszeit erreichbar. Möglichen damit verbundenen datenschutzrechtlichen 

Problemen (Gefahr des Verlustes von Firmendaten), kann durch organisatorische und technische 

Rahmenbedingungen (2 Instanzen/Container – privat, beruflich, Überwachung der Endgeräte über 

Mobile Device Management, Virtualisierung der betrieblichen Umgebung) entgegengewirkt werden. 

So zeigt sich, dass die private Nutzung von Internet, E-Mail oder Telefon in zumindest 50 % der 

befragten Betriebe erlaubt ist. 
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Abbildung 59: Privatnutzung betrieblicher Infrastruktur 

 

Quelle: FORBA-Datenschutzbefragung 2020 (n=622 bis 671) 

 

 

 

 



ABBILDUNGSVERZEICHNIS 
  

 

103 

ABBILDUNGSVERZEICHNIS 

Abbildung 1: Einstiegseite Online-Befragung ................................................................................................................... 31 

Abbildung 2: Zusammenarbeit zwischen ArbeitgeberIn und Betriebsrat („Betriebsklima“) .......................................... 39 

Abbildung 3: Einschätzungen zum betrieblichen Datenschutz (Übersicht) .................................................................... 42 

Abbildung 4: Bedeutung Datenschutz nach DSGVO ........................................................................................................ 43 

Abbildung 5: Rolle des Datenschutzes in der täglichen Betriebsratsarbeit ................................................................... 45 

Abbildung 6: Führte die DSGVO zu mehr Betriebsvereinbarungen? ............................................................................... 46 

Abbildung 7: Betrieblicher Umgang mit Beschäftigtendaten .......................................................................................... 47 

Abbildung 8: Betrieblicher Umgang mit Beschäftigtendaten (Detaildarstellung) ........................................................... 48 

Abbildung 9: Prinzip der Datenminimierung (Detailergebnisse) ..................................................................................... 49 

Abbildung 10: Kontrolle am Arbeitsplatz ............................................................................................................................ 50 

Abbildung 11: Kontrolle am Arbeitsplatz (Detailergebnisse) ............................................................................................. 51 

Abbildung 12: Datenschutzrechtliche Sorgen der Belegschaft (Detailergebnisse) .......................................................... 52 

Abbildung 13: Häufigkeit konkreter Überwachungsfälle (Detailergebnisse) .................................................................... 53 

Abbildung 14: Bedeutung von Betriebsvereinbarungen .................................................................................................... 54 

Abbildung 15: Betrieblicher Stellenwert von Betriebsvereinbarungen (Detailergebnisse) .............................................. 55 

Abbildung 16: Funktion von Betriebsvereinbarungen (Detailergebnisse) ........................................................................ 55 

Abbildung 17: Komplexität bei der Regelung (Detailergebnisse) ...................................................................................... 56 

Abbildung 18: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach Betriebsgröße 

(Netzdiagramm) ........................................................................................................................................... 58 

Abbildung 19: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach Betriebsklima 

(Netzdiagramm) ........................................................................................................................................... 60 

Abbildung 20: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 

Angestellten/ArbeiterInnen (Netzdiagramm) ............................................................................................. 62 

Abbildung 21: Umgang ArbeitgeberIn mit DSGVO .............................................................................................................. 65 

Abbildung 22: Umgang ArbeitgeberIn mit DSGVO (Angestellte/ArbeiterInnen) ................................................................ 66 

Abbildung 23: betriebliche Veränderungen nach DSGVO .................................................................................................. 67 

Abbildung 24: betriebliche Veränderungen nach DSGVO (Detailergebnisse) .................................................................. 68 

Abbildung 25: Bedeutung des Datenschutzes im Betrieb ................................................................................................. 69 

Abbildung 26: Bedeutung des Datenschutzes im Betriebsrat (Detailergebnisse) ........................................................... 70 

Abbildung 27: Bedeutung Datenschutz zwischen ArbeitgeberIn und Betriebsrat ............................................................ 71 

Abbildung 28: Information des Betriebsrates durch ArbeitgeberIn ................................................................................... 72 

Abbildung 29: Einbindung und Information des Betriebsrates durch ArbeitgeberIn........................................................ 73 

Abbildung 30: Einbeziehung Betriebsrat (Detailergebnisse) ............................................................................................. 73 

Abbildung 31: Einbindung Betriebsrat (Detailergebnisse) ................................................................................................. 74 

Abbildung 32: Informationsaustausch gegenüber Betriebsrat (Detailergebnisse) .......................................................... 74 

Abbildung 33: Nutzung der Einbeziehung des Betriebsrates ............................................................................................ 75 

Abbildung 34: Spezialisierung im Betriebsrat (Detailergebnisse) ..................................................................................... 76 

Abbildung 35: Zusammenarbeit im Betriebsrat ................................................................................................................. 77 

Abbildung 36: Interne Ansprechstellen für Betriebsrat ..................................................................................................... 78 

Abbildung 37: Nutzen rechtlicher Bestimmungen für den Betriebsrat ............................................................................. 80 

Abbildung 38: Systemzugang für Betriebsrat ..................................................................................................................... 81 

Abbildung 39: Unterstützung für Betriebsrat ...................................................................................................................... 82 

Abbildung 40: Wünsche nach Unterstützung an AK/Gewerkschaft .................................................................................. 83 

Abbildung 41: Schulungsmaßnahmen des Betriebsrates ................................................................................................. 84 

Abbildung 42: Vorhandensein einer Betriebsvereinbarung zu Datenschutz oder IT-Systemen (Detailergebnisse) ....... 85 



TABELLENVERZEICHNIS
 

 

104  

Abbildung 43: Gründe für fehlende Betriebsvereinbarungen............................................................................................ 86 

Abbildung 44: Darstellung Rahmenbetriebsvereinbarung ................................................................................................ 87 

Abbildung 45: Häufigkeit Rahmen-Betriebsvereinbarung (Detailergebnisse) .................................................................. 88 

Abbildung 46: Übersicht mitbestimmungspflichtiger IT-Systeme ...................................................................................... 89 

Abbildung 47: Eingesetzte IT-Systeme ................................................................................................................................ 91 

Abbildung 48: Einsatz von Multifunktionskarte(n) ............................................................................................................. 92 

Abbildung 49: Verwendungszwecke Multifunktionskarte .................................................................................................. 93 

Abbildung 50: Form der personenbezogenen Datenübermittlung .................................................................................... 94 

Abbildung 51: Anzahl eingesetzter IT-Systeme .................................................................................................................. 95 

Abbildung 52: Form der Regelung von IT-Systemen .......................................................................................................... 96 

Abbildung 53: Initiative für Betriebsvereinbarung ............................................................................................................. 96 

Abbildung 54: Verhandlungspartner des Betriebsrates ..................................................................................................... 97 

Abbildung 55: Eingesetzte IT-Systeme und betriebliche Regelung ................................................................................... 98 

Abbildung 56: Eingesetzte IT-Systeme und betriebliche Regelung (Vergleich 2020/19-2009) ...................................... 99 

Abbildung 57: Schwierigkeiten bei BV-Verhandlungen ................................................................................................... 100 

Abbildung 58: Stellenwert Schlichtungsstelle ................................................................................................................. 101 

Abbildung 59: Privatnutzung betrieblicher Infrastruktur ................................................................................................ 102 

 

TABELLENVERZEICHNIS 

Tabelle 1: Art des Betriebsrates ................................................................................................................................... 33 

Tabelle 2: Gewerkschaftszugehörigkeit der Befragten ............................................................................................... 34 

Tabelle 3: Branchenzugehörigkeit der Befragten ........................................................................................................ 35 

Tabelle 4: Sitz des Unternehmens nach Bundesland ................................................................................................. 36 

Tabelle 5: Betriebsgröße ............................................................................................................................................... 36 

Tabelle 6: Betriebsform ................................................................................................................................................ 37 

Tabelle 7: Dauer der Betriebszugehörigkeit ................................................................................................................ 37 

Tabelle 8: Dauer der Zugehörigkeit zum Betriebsrat .................................................................................................. 37 

Tabelle 9: Rolle im Betriebsrat ..................................................................................................................................... 38 

Tabelle 10: Verteilung nach Geschlecht......................................................................................................................... 38 

Tabelle 11: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach Betriebsgröße ................. 57 

Tabelle 12: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach Betriebsklima .................. 59 

Tabelle 13: Datenschutzrechtliche Einschätzung (stimme zu und stimme eher zu) nach 

Angestellten/ArbeiterInnen ......................................................................................................................... 61 



 
  

 

 

 

Ergebnisse der Online-Befragung 2019/2020 von 

VertreterInnen aus Betriebsrat und Personalvertretung zum 

Stellenwert des Datenschutzes und der Mitbestimmung. 

 
 


